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„Ab einer bestimmten Größe geht es nicht ohne Dezentralisierung“1. Diese 
Aussage trifft der Leiter der Abteilung Personalservice des Haupt- und 
Personalamtes der Stadt Stuttgart. Welche Erfahrungen und Tatsachen 
lassen ihn zu solch einer klaren Aussage kommen? 
Diese grundlegende Frage leitet den Sachverhalt dieser Bachelorarbeit 
ein. Das Thema lautet: „Dezentralisierung in der Personalverwaltung – 
praktische Umsetzung am Beispiel des Jugendamtes der Stadt Stuttgart“. 
Da das Personal die wichtigste Ressource eines Unternehmens und auch 
einer Verwaltung ist, wird der Fokus auf der Personalverwaltung und dem 
Personalmanagement liegen. 
Schon lange wird kritisiert, dass die deutschen Kommunen den schnellen 
und umfassenden Veränderungen und Einflüssen nicht mehr gewachsen 
sind. Mit dem Ziel der Verwaltungsmodernisierung, kam es seit den 
1990er Jahren zu verschiedenen Verwaltungsreformen. Ein wichtiges 
Element dieser Reformen ist die Dezentralisierung.  
Die deutschen Kommunen sind, wie eine genauere Betrachtung zeigen 
wird, sehr unterschiedlich mit dieser Thematik umgegangen. Anhand des 
Exempels der Stadt Stuttgart wird untermauert, wie die baden-
württembergische Landeshauptstadt mit diesem aktuellen Thema umgeht. 
Als Landeshauptstadt trägt sie eine gewisse Vorbildfunktion. Deshalb ist 
es von Bedeutung zu untersuchen, wie dort die Dezentralisierung 
angegangen und umgesetzt wurde. Ein vergleichender Blick auf andere 
Städte und die Frage, welchen Weg diese in Bezug auf die 
Dezentralisierung gehen, soll zudem die Dimension der Thematik 
aufzeigen.  
Das Thema ist somit im Kontext der Zeit von großer Aktualität und 
Wichtigkeit. 
                                            
1
 Interview mit Herrn Dr. Holzwart, S. 15. 
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Um noch einen fokussierteren Blick auf die Thematik zu werfen und somit 
detailliertere Kenntnisse zu gewinnen, wird der Bereich „Jugendamt“ 
genauer untersucht. Welche Aufgaben der Personalverwaltung übernimmt 
das Jugendamt selbständig? Wie sehen die Strukturen innerhalb des 
Jugendamtes aus und sind diese in der Praxis sinnvoll?  
Die Spezialisierung auf das Jugendamt wurde deshalb gewählt, da ich 
mein letztes Praktikum der praktischen Ausbildung in der Dienststelle 
„Personalmarketing und -gewinnung“ absolvierte. Diese Dienststelle ist 
eine der beiden zentralen Personaldienststellen des Jugendamtes der 
Stadt Stuttgart. Die dort gesammelten Erfahrungen zeigten mir die 
Auswirkungen einer Dezentralisierung auf die alltägliche Arbeit. Diese 
Kenntnisse weckten mein Interesse, die Hintergründe der gewählten 
Strukturen kennenzulernen.  
Die vorliegende Bachelorarbeit beginnt mit einer Einführung in die 
Thematik. Zunächst wird erläutert, welche Einflüsse und Veränderungen 
eine Modernisierung der Strukturen erforderlich machten. Anschließend 
werden die wichtigsten mit dem Thema einhergehenden Termini erklärt. 
Insbesondere erfolgt eine Abgrenzung zwischen einer Dezentralisierung 
und einer dezentralen Ressourcenverantwortung. Das Beispiel der Stadt 
Stuttgart wird zeigen, wie dort die Umsetzung der Dezentralisierung 
erfolgte. Um dies praxisnah zu ergründen, wurden mehrere Interviews 
durchgeführt. Abschließend erfolgt eine Betrachtung, wie unterschiedlich 
die weiteren großen Kreisstädte in Baden-Württemberg mit dieser 
Thematik umgingen. Die Erfahrungen der einzelnen Städte im Umgang 
mit der Dezentralisierung wurden mithilfe eines Fragebogens ermittelt, 
dessen Ergebnis zusammenfassend dargestellt wird. 
Das Ziel dieser Arbeit ist es, die folgende Leitfrage zu beantworten: Wann 
und inwieweit ist eine Dezentralisierung der Personalarbeit in der 
öffentlichen Verwaltung sinnvoll? Diese Frage wird im Laufe der 
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Bachelorarbeit immer wieder aufgegriffen und unter verschiedenen 
Gesichtspunkten näher beleuchtet. 
Als Grundlage in die Thematik werden nun die themengebenden 
Begrifflichkeiten erläutert. 
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2 Die Dezentralisierung im Neuen 
Steuerungsmodell 
In diesem Unterthema erfolgt zu Beginn ein Einstieg in die Thematik 
dieser Arbeit. Zunächst werden fünf interne und externe Einflussfaktoren 
betrachtet, die eine Modernisierung der Verwaltungsstrukturen erforderlich 
machen. Anschließend werden die aktuellsten Reformmodelle nach-
einander behandelt. Daran schließt sich eine Definition der Begrifflich-
keiten, insbesondere der Begriffe „Dezentralisierung“ und „dezentrale 
Ressourcenverantwortung“, an. Zuletzt wird die Wichtigkeit des Personals 
und infolge dessen eines guten Personalmanagements herausgestellt. 
2.1 Ausgangslage 
Zu Anfang dieser Arbeit stellt sich die Frage, warum die umfassenden 
Veränderungen, wie sie durch die Einführung des Neuen Steuerungs-
modells erreicht wurden, überhaupt nötig waren. 
Die öffentliche Verwaltung ist heute vielen Einwirkungen ausgesetzt. 
Diese internen und externen Einflüsse erfordern eine Verwaltungsreform 
hin zu einer flexiblen, reaktionsfähigen und modernen Verwaltung.2 Im 
Folgenden wird auf einige Einflüsse und Veränderungen eingegangen, 
nämlich auf die Bürokratie, den demographischen Wandel sowie den 
damit verbundenen Wertewandel, die finanzielle Situation und zuletzt auf 
die Globalisierung. 
Heutzutage wird die Verwaltungsbürokratie oft mit Begriffen wie 
„langsam“, „umständlich“, „faul“, „überorganisiert“ und „unflexibel“ in 
Verbindung gebracht. Kritisiert wird unter anderem der hochkomplexe, 
meist strikte und unflexible Verwaltungsaufbau. Dieser zeichnet sich 
beispielsweise durch viele Hierarchieebenen, das traditionelle „Ein-Linien-
                                            
2
 vgl. Baunack-Bennefeld u.a. (2009), S. 29. 
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System“3 sowie eine zentrale Aufgabenverteilung aus, wodurch ein 
schnelles und produktives Handeln erschwert wird. Da eine Kommunal-
verwaltung nicht am Marktgeschehen teilnimmt und folglich keinem 
Wettbewerb ausgesetzt ist, besteht die Gefahr, nicht schonend mit den zur 
Verfügung stehenden Ressourcen, wie beispielsweise Geld und Personal, 
umzugehen.4 
Der zweite Einflussfaktor ist der demographische Wandel. Diese 
Bevölkerungsentwicklung ist gegenwärtig und auch zukünftig ein aktuelles 
Thema, welches insbesondere die Verwaltung vor neue Heraus-
forderungen stellt. Die Veränderungen, die mit dem demographischen 
Wandel einhergehen, können mit den drei Adjektiven „weniger“, „älter“ und 
„bunter“ beschrieben werden. Dies bedeutet, dass besonders in einem 
reichen Industrieland wie Deutschland, eine schrumpfende und alternde 
Gesellschaft immer interkultureller wird. Sinkt die Zahl der in Deutschland 
lebenden Bevölkerung, so verringert sich auch die Zahl der Erwerbs-
tätigen.5 Im Hinblick darauf ist es wichtig, beschäftigtes Personal zu 
binden und rechtzeitig neues und qualifiziertes Personal zu finden und 
einzustellen.  
Auf das Verwaltungshandeln hat der sogenannte Wertewandel ebenfalls 
große Auswirkungen. Die heutige Gesellschaft ist geprägt von Individua-
lisierung und somit vielen verschiedenen Wertvorstellungen, die sich 
zudem schnell verändern. Es ist die Aufgabe der Verwaltung auf diese 
Schnelllebigkeit einzugehen und die Produkte anzupassen.6 
Als weiterer Einflussfaktor ist die finanzielle Situation zu nennen. Diese 
wird in den deutschen Kommunen als äußerst kritisch eingestuft. Eine 
Vielzahl von Kommunen, vorwiegend kleinere Kommunen, ist stark 
verschuldet. Laut dem Bericht Nr. 5/2013 der Kommunalen Gemein-
schaftsstelle für Verwaltungsmanagement (KGSt) sind „die Zunahme der 
                                            
3
 ebenda, S. 31. 
4
 vgl. ebenda, S. 29 ff.. 
5
 vgl. Hopp/ Göbel (2013), S. 33. 
6
 vgl. ebenda, S. 35. 
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Kredite zur Liquiditätssicherung sowie die Investitionsrückstände in die 
Infrastruktur“7 Indizien für diese finanzielle Notlage. Wie dieses Zitat zeigt, 
müssen auf der einen Seite Kredite aufgenommen werden, um die 
laufenden Kosten zu decken und auf der anderen Seite stehen für den 
Ausbau und die Erhaltung der Infrastruktur, wie zum Beispiel für Straßen, 
der Ver- und Entsorgung und Bildungseinrichtungen, weniger Geld zur 
Verfügung.8 Auch die Landeshauptstadt Stuttgart sieht in diesem Bereich 
Handlungsbedarf und legt in der Gemeinderatsdrucksache (GRDrs) Nr. 
264/1998 ein Finanzziel mit Einsparungen von 100 Millionen DM fest.9 Ein 
Drittel der Einsparungen sollen unter anderem für Personalentwicklungs-
maßnahmen investiert werden.10 Unter anderem mithilfe der dezentralen 
Ressourcenverantwortung sollten Gelder wirtschaftlicher und sparsamer 
eingesetzt werden. Ebenso verstärken vergangene und aktuelle Welt-
wirtschaftskrisen sowie die finanziellen Notlagen einzelner Kommunen das 
Dringlichkeitsbewusstsein, die ihnen zur Verfügung stehenden Res-
sourcen sparsam und effizient einzusetzen. 11 
Der letzte Faktor, auf den eingegangen wird, ist die Globalisierung. 
Darunter versteht man das „Zusammenwachsen nationaler Märkte zu 
international oder gar global integrierten Wirtschaftsräumen“12. Durch 
„eine Vergrößerung des potentiellen Absatzmarktes, andererseits aber 
auch [eines] grösseren Konkurrenzdruck[s]“13, steigt auch für die 
Verwaltung der Druck, sich als „Dienstleistungsunternehmen“ zu 
behaupten. Ein zuverlässiger und schneller Verwaltungsapparat ist eine 
                                            
7
 KGSt-Bericht Nr. 5/2013 „Das Kommunale Steuerungsmodell (KSM)“, S. 20. 
8
 vgl. Prof. Dr. Klodt, Henning (o.J.): Infrastruktur, URL: 
http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Definition/infrastruktur.html, Stand 16.08.2015. 
9
 vgl. Beschlussvorlage des Gemeinderats zur GRDrs Nr. 264/1998, S. 1. 
10
 vgl. KGSt-Bericht Nr. 5/2013 „Das Kommunale Steuerungsmodell (KSM)“, S. 20., vgl. 
Beschlussvorlage des Gemeinderats zur GRDrs Nr. 264/1998, S. 1. 
11
 vgl. Schedler/ Proeller (2011), S. 29 ff.. 
12
 ebenda, S. 32. 
13
 ebenda. 
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wichtige Voraussetzung dafür, dass BürgerInnen und Firmen eine 
Kommune als Wohn- und Arbeitsort wählen.14 
Die fünf genannten Einflussfaktoren zeigen, dass eine Kommune aktuell 
vielseitigen Einwirkungen ausgesetzt ist und diese Entwicklungen sich 
auch in der Zukunft fortsetzen werden. Alte, bürokratische Strukturen 
weisen im Umgang mit diesen Veränderungen einige Schwächen auf. 
Deshalb ist eine wirtschaftliche, handlungsfähige und bürgerorientierte 
Verwaltung unerlässlich.  
Der nächste Gliederungspunkt geht auf die Reformmodelle der letzten 
Jahre genauer ein. 
2.2 Das New Public Management mit anschließender 
Weiterentwicklung zu kommunalen Modellen 
In den 1980er Jahren wurde, als Reaktion auf die beschriebenen 
Probleme und Entwicklungen, das Reformmodell New Public Management 
(NPM) international in verschiedenen Verwaltungen eingeführt. Viele 
deutsche Kommunalverwaltungen haben sich diesen Reformbewegungen 
angeschlossen und das deutsche Neue Steuerungsmodell (NSM) ganz 
oder teilweise umgesetzt. Über den Umsetzungserfolg schreiben Hopp 
und Göbel: „Obwohl sich die Praxis nicht immer so verhält, wie es sich die 
Theorie eines Neuen Steuerungsmodells vorstellt, zeichnen sich im 
Rahmen der Verwaltungsmodernisierung inzwischen Erfolge ab.“15 
Zunächst werden die einzelnen Reformmodelle nun kurz erläutert, 
beginnend mit dem Ausgangsmodell, dem NPM. Anschließend werden 
das NSM und das Kommunale Steuerungsmodell behandelt.  
 
                                            
14
 vgl. ebenda, S. 32 f.. 
15
 Hopp/ Göbel (2013), S. VII. 
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2.2.1 Vom New Public Management über das Neue 
Steuerungsmodell zum Kommunalen Steuerungsmodell 
New Public Management wird wie folgt definiert: 
„New Public Management (NPM) ist der Oberbegriff der weltweit terminologisch 
einheitlichen „Gesamtbewegung“ der Verwaltungsreformen, […]. Charakteristisch 
für NPM-Reformen ist der Wechsel der Steuerung von der Input- zur 
Outputorientierung.“16 
Outputorientierung bedeutet, dass zuerst der Output, das Produkt, klar 
definiert und verbindlich beschrieben wird und erst anschließend 
festgelegt wird, welche Ressourcen zur Erfüllung der Aufgabe benötigt 
werden.17 
Das Modell New Public Management teilt sich in zwei Ansätze auf, den 
„Public-Choice-Ansatz“18 und den „Public-Management-Ansatz“19. Die 
folgende Ausführung beschränkt sich auf den Public-Management-Ansatz, 
der sich auf die internen Strukturen öffentlicher Einrichtungen konzentriert. 
Eine bürokratische Verwaltung soll von einer zeitgemäßen Verwaltung 
abgelöst werden, die sich an betriebswirtschaftlichen Strukturen und 
Instrumenten der Privatwirtschaft orientiert.20 
Das in den 1980er Jahren international eingeführte Modell des NPM 
wurde von der KGSt in ein für deutsche Kommunen passendes Modell 
angepasst. Seit Anfang der 1990er Jahre orientieren sich deutsche 
Gemeinden nun an diesem angepassten NSM.21  
Seit der Empfehlung der KGSt zur Einführung des Neuen 
Steuerungsmodells im Jahr 1993 haben einige Kommunen die Grund-
                                            
16
 Schedler/ Proeller (2011), S. 5. 
17
 vgl. Baunack-Bennefeld u.a. (2009), S. 33. 
18




 vgl. ebenda, S. 34 ff.. 
21
 vgl. KGSt (2015): Neues Steuerungsmodell, URL: 
https://www.kgst.de/themenfelder/organisationsmanagement/organisatorische-
grundlagen/neues-steuerungsmodell.dot, Stand 1. Juni 2015. 
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gedanken und Instrumente des NSM ganz oder teilweise umgesetzt. Nach 
nun 20 Jahren Praxiserfahrung hat die KGSt das NSM zum Kommunalen 
Steuerungsmodell (KSM) weiterentwickelt.22  
Der Abbildung eins sind die verschiedenen Faktoren zu entnehmen, die zu 
einer Weiterentwicklung zum KSM geführt haben. Dazu gehören externe 
Faktoren, die in der Abbildung als „Neue Erkenntnisse“ und „Neue 
Rahmenbedingungen“ beschrieben werden. Aber auch die Erfahrungen 
des NSM und eine Analyse der Stärken und Schwächen haben eine 
Weiterentwicklung erforderlich gemacht. 
Abb. 1: Einflussfaktoren auf das KSM. 
 
 (Quelle: KGSt-Bericht Nr. 5/2013, S. 14) 
Der Nächste Unterpunkt wird auf die inhaltlichen Ziele und Instrumente 
des NSM und des KSM eingehen. 
2.2.2 Ziele und Instrumente 
Das NSM und in der Weiterentwicklung auch das KSM verfolgen das Ziel, 
eine Verwaltung zu einem attraktiven, wirtschaftlichen, modernen und 
                                            
22
 vgl. KGSt-Bericht Nr. 5/2013, S. 3. 
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ergebnisorientierten Dienstleistungsunternehmen zu verändern. Die 
Bedürfnisse der BürgerInnen sollen das Verwaltungshandeln bestimmen. 
Um alle Leistungen einer Verwaltung zu erfassen, werden Produkte 
definiert, welche die einzelnen Leistungen näher charakterisieren. 
Anschließend wird bestimmt, welche und wie viel Ressourcen zur 
Erbringung dieses Produktes benötigt werden. Dieses Umdenken verfolgt 
das Ziel, dass BürgerInnen schnell ihre qualitativ hochwertigen Leistungen 
erhalten. Es gilt, die Kommunen so weit zu modernisieren und aus-
zurüsten, dass sie die Herausforderungen, welche durch die sich schnell 
verändernde Gesellschaft entstehen, bestmöglich zu meistern.23 
Der Abbildung 2 sind die Ziele und Instrumente des NSM zu entnehmen. 
Hierzu gehören die Outputorientierung durch das Bilden von Produkten, 
sowie die Einführung von einem Controlling und einem Berichtswesen. Ein 
weiteres Instrument ist die Zusammenführung von Fach- und Ressourcen-
verantwortung, auf die in dieser Arbeit ein besonderes Augenmerk gelegt 
wird. 
Abb. 2: Das Neue Steuerungsmodell: Gesamtsicht. 
 
                                            
23
 vgl. Baunack-Bennefeld u.a. (2009), S. 32 ff.. 
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 (Quelle: KGSt-Bericht Nr. 5/2013, S. 13) 
Dieser allgemeinen Betrachtung der Instrumente schließt sich eine 
detaillierte Untersuchung der Dezentralisierung an.  
2.3 Dezentralisierung im Sinne der dezentralen 
Ressourcenverantwortung 
Dieser Gliederungspunkt geht auf die Begriffe „Dezentralisierung“ und 
„dezentrale Ressourcenverantwortung“ ein. Es wird die drei nachstehend 
genannten Fragen eingegangen: Wie sahen die Strukturen in 
herkömmlichen Verwaltungen ohne Dezentralisierung aus? Was sind 
Dezentralisierung und dezentrale Ressourcenverantwortung und worin 
besteht der Unterschied? Was bedeutet der Fachbegriff „Zusammen-
führung der Fach- und Ressourcenverantwortung“?  
2.3.1 Ursprungszustand 
Grundsätzlich können zwei Arten von Aufgaben einer Kommunal-
verwaltung unterschieden werden: Die sogenannten Fachaufgaben und 
die Querschnittsaufgaben. Fachaufgaben werden von den Fachämtern 
erfüllt und der direkte Adressat ist der/ die Bürger/in. Querschnitts-
aufgaben betreffen verwaltungsinterne Angelegenheiten, wie beispiels-
weise die Bereiche Personal, Finanzen, Informationstechnik und 
Organisation. Diese bilden die Grundvoraussetzung dafür, dass Fach-
aufgaben erstellt werden können, da sie die Fachbereiche mit den 
notwendigen Ressourcen ausstatten. Im herkömmlichen Verwaltungs-
aufbau hatten die Fachämter somit die Fachverantwortung und die 
Ressourcenverantwortung blieb beim zentralen Querschnittsamt. Dieses 
Amt entschied somit für das Fachamt, wie viel Input an Personal, 
Finanzen und anderen Ressourcen, wie etwa Werkstoffe und Betriebs-
mittel, es zur Aufgabenerfüllung benötigt und erhält.24 
                                            
24
 vgl. Schedler/ Proeller (2011), S. 119. 
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Durch diese Struktur kam es zu diversen Spannungen zwischen den 
Fach- und Querschnittsämtern. Ein Phänomen, das sich aus den 
herkömmlichen Verwaltungsstrukturen ergibt, wird auch als „Dezember-
fieber“25 bezeichnet. Hierunter ist eine Zeit gegen Ende jeden Jahres zu 
verstehen, in der die Ämter versuchen, die ihnen zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel, die sie bisher noch nicht benötigt hatten, auszugeben. 
Denn schaffen sie dies nicht, besteht die Gefahr, dass ihrem Amt im 
folgenden Jahr weniger Haushaltsmittel zur Verfügung gestellt werden. 
Ziel ist es in diesem Fall somit nicht, wirtschaftlich und sparsam mit den 
vorhandenen Ressourcen umzugehen.26 
Zwar ist das eben ausgeführte Beispiel vorwiegend dem Bereich der 
Finanzen zuzuordnen, es verdeutlicht dennoch eine durch diese Trennung 
auftretende Tendenz zur Unwirtschaftlichkeit. Die Fachämter sehen keine 
Notwendigkeit darin, sparsam und wirtschaftlich mit den ihnen zugeteilten 
Ressourcen umzugehen. Stattdessen wird beispielsweise mehr Personal 
angefordert, als wirklich erforderlich ist, statt umzustrukturieren oder 
fortzubilden.27 
Wie an diesen Ausführungen deutlich wird, ist Handlungsbedarf 
erforderlich, um Spannungen zwischen den Fach- und Querschnittsämtern 
zu entgehen und damit das Handeln der Verwaltung wirtschaftlicher wird. 
Nun wird auf den Lösungsansatz der Dezentralisierung und der 
dezentralen Ressourcenverantwortung eingegangen. 
2.3.2 Definition der Begrifflichkeiten 
Die dezentrale Ressourcenverantwortung ist ein Instrument des NSM. Bei 
einer dezentralen Ressourcenverantwortung in der Kommunalverwaltung 
erhalten die Fachämter, wie zum Beispiel das Jugendamt, die Befugnis 
selbständig über den Ressourceneinsatz zu bestimmen, den sie 
                                            
25
 DRVaktuell von November 1994, S. 2. 
26
 vgl. ebenda. 
27
 vgl. Kegelmann (2007), S. 67. 
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benötigen, um ihre Aufgaben erfüllen zu können. Das Fachamt trägt somit 
die Verantwortung für seine Entscheidungen.28 
Um dem Prinzip des NSM gerecht zu werden, wird den Fachbereichen 
nicht lediglich die Verwaltung gewisser Aufgaben, sondern auch die 
Verantwortung zur Erfüllung dieser Aufgaben übertragen. Die Fachämter 
erhalten somit die Verantwortung unter Gewährung eines hierfür not-
wendigen Budgets. Wie Schedler und Proeller deutlich machen, muss 
„[m]it der Dezentralisierung der Führungsstruktur […] eine Dezentra-
lisierung der Ressourcenverantwortung einhergehen“29. Da die Dezentra-
lisierung meist mit Verantwortungsübertragung zusammenhängt, wird in 
dieser Bachelorarbeit deshalb vorwiegend der Begriff „dezentrale 
Ressourcenverantwortung“ verwendet.30 
Die Einführung der dezentralen Ressourcenverantwortung geht mit einer 
Zusammenführung der Fach- und Ressourcenverantwortung einher. Diese 
Verantwortungen sollen insgesamt auf das Fachamt übergehen. Fach-
bereiche, denen die Fach- und Ressourcenverantwortung übertragen 
wurde, haben die Verpflichtung, die Ihnen übertragenen Aufgaben 
zuverlässig und gewissenhaft zu erfüllen. Den Input dürfen sie hierfür 
selber bestimmen. Ihre personelle Selbständigkeit zeigt sich unter 
anderem in den Bereichen „Anstellung, Beförderung oder Ausbildung“31. 
Diese umfangreichen Verantwortungs- und Entscheidungsbefugnisse 
benötigt das Fachamt um schnell und selbstständig agieren zu können.32 
Das Querschnittsamt bleibt weiterhin bestehen, es ändert lediglich seine 
Rolle. Das NSM bestimmt, dass das Querschnittsamt Service- und 
Beratungsfunktionen übernimmt, die von den Fachämtern in Anspruch 
genommen werden können.33 
                                            
28
 vgl. Hopp/Göbel (2013), S. 101 ff.. 
29
 Schedler/ Proeller (2011), S. 123. 
30
 vgl. ebenda, S. 122 f.. 
31
 ebenda, S. 114. 
32
 vgl. Baunack-Bennefeld u.a. (2009), S. 41 f.. 
33
 vgl. ebenda, S. 42. 
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Außerdem müssen nicht alle ehemaligen Querschnittsaufgaben auf die 
Fachämter übertragen werden. Dies kann bei Aufgaben der Fall sein, die 
aufgrund von Einheitlichkeit und Wirtschaftlichkeit bei den Querschnitts-
ämtern verbleiben sollen. Schedler und Proeller bezeichnen diese Auf-
gaben als „Koordinierungs- und Dienstleistungsaufgaben, welche aus 
Sicht der Gesamtlenkung des Gemeinwesens besser zentral erbracht 
werden“34. Wichtig ist somit, einen richtigen Ausgleich zwischen einer 
zentralen Steuerung und den Verantwortungsbefugnissen der Fach-
bereiche zu finden.35 Hopp und Göbel empfehlen beispielsweise, die 
Bereiche „Lohn- und Gehaltsabrechnung“36 sowie „Stellenaus-
schreibungen“37 bei einer dezentralen Aufbauorganisation auch weiterhin 
von einem zentralen Querschnittsamt übernehmen zu lassen.38 Welche 
Struktur die sinnvollste ist, kann somit je nach Größe und Aufgaben des 
Amtes beziehungsweise der Stadt variieren. So hat zum Beispiel die Stadt 
Stuttgart entschieden, dass gewisse Aufgaben, wie beispielsweise die 
Besoldung, weiterhin zentral getätigt werden. 
Zusammenfassend sieht die KGSt die Entwicklungen durch das NSM als 
positiv an. Zum einen wurden durch dezentrale Strukturen ergebnis-
orientierte Verwaltungsstrukturen aufgebaut, die eine klare Aufgaben-
teilung als Folge haben. Doch wie der KGSt-Bericht zeigt, behalten viele 
Kommunen eine zentrale Aufbauorganisation mit der Konzentration von 
Aufgaben- und Entscheidungsbefugnissen durch eine Steuerung der 
zentralen Ämter bei oder entwickeln ihre Strukturen zurück. Diese 
Entwicklung kann als „Rezentralisierung“39 bezeichnet werden.40 
Unter Punkt 3.2.2 werden Vor- und Nachteile einer dezentralen 
Ressourcenverantwortung in der Personalverwaltung, die in der Literatur 
                                            
34
 Schedler/ Proeller (2011), S. 123. 
35






 vgl. ebenda. 
39
 KGSt-Bericht Nr. 5/2013, S. 16. 
40
 vgl. ebenda, S. 15 f.. 
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erwähnt werden, aufgegriffen und mit den Erfahrungen aus der Praxis 
verglichen. 
Nun folgt die Betrachtung, der Frage, warum ein Personalmanagement 
von Bedeutung ist. 
2.4 Die Bedeutung des Personalmanagements 
Da das Personal die elementare und kostspieligste Ressource eines 
Unternehmens ist, kommt dem Personalmanagement eine besondere 
Bedeutung zu. Es gehört zu den Grundpfeilern des NSM.41 Wie komplex 
der Begriff Personalmanagement ist, wird an einer Definition deutlich: 
„Die Themenfelder eines derartigen umfassenden, aufgaben- und zugleich 
mitarbeiterorientierten Personalmanagements sind insbesondere die Personal-
planung und -beschaffung, die Personalführung, die Personalentwicklung, das 
Personalcontrolling und die Kooperation sämtlicher – auch kommunal-politischer – 
Akteure.“42 
Im Folgenden wird erläutert, warum das Personalmanagement heutzutage 
eine wichtige Rolle einnimmt. 
Elias-Linde zeigt auf, dass sich die aktuell noch in wenigen Bereichen der 
Arbeitswelt vorherrschende Personalknappheit künftig ausbreiten wird. 
Darauf müssen sich privatwirtschaftliche Unternehmen, aber auch 
öffentliche Einrichtungen, einstellen. In erster Linie wird diese Entwicklung 
für Unternehmen negative Folgen haben. Außerdem sei es wahr-
scheinlich, dass höhere Ausgaben in Bezug auf Maßnahmen zur 
Beschaffung und Bindung qualifizierter MitarbeiterInnen anfallen werden.43 
Es ist somit ebenfalls für die öffentliche Verwaltung wichtig, gerade auch 
im Hinblick auf den schon angesprochenen demographischen Wandel, 
                                            
41
 vgl. Baunack-Bennefeld u.a. (2009), S. 277 ff.. 
42
 ebenda, S. 277. 
43
 vgl. Elias-Linde (2013), S. 238 f.. 
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bereits jetzt gezielt einen nachhaltigen Umgang mit der Ressource 
Personal zu planen. 44 
In Anbetracht der Reformveränderungen kommt dem Personal noch eine 
andere wichtige Bedeutung zu. Wie aus der GRDrs Nr. 139/1994 der 
Stadt Stuttgart hervorgeht, sind die MitarbeiterInnen letztendlich die 
„Repräsentanten/innen der Stadtverwaltung gegenüber den 
Bürgern/Bürgerinnen“45. Es wird deutlich, dass die MitarbeiterInnen bei der 
Umsetzung solch großer Veränderungen eine entscheidende Rolle 
spielen. Somit ist es wichtig, die MitarbeiterInnen zu beteiligen, zu 
motivieren und für die veränderten Anforderungen zu qualifizieren, damit 
solch eine Reform akzeptiert und mitgetragen wird.46 
Und auch in der Zukunft werden auf die Verwaltungen die bereits 
aufgeführten Veränderungen und Einflüsse einströmen.47 Folglich ist es 
wichtig, eine funktionierende und handlungsfähige Organisationsstruktur 
aufzubauen und das Personal so zu schulen, dass es dafür ausgerüstet 
ist, diese Herausforderungen zu meistern. 
Die bisherigen Ausführungen zeigen, dass eine Verwaltungs-
modernisierung aus den genannten Gründen unerlässlich ist. Die, 
zunächst internationalen und später auf deutsche Kommunen 
angepassten Modelle, bieten hierfür eine gute Grundlage. Außerdem 
wurde hervorgehoben, wie wichtig ein gut ausgebildetes und motiviertes 
Personal für eine Verwaltung ist. Deshalb ist ein gutes Personal-
management unerlässlich. Ein wichtiges Instrument des Neuen 
Steuerungsmodells, und in der Weiterentwicklung des Kommunalen 
Steuerungsmodells, ist die dezentrale Ressourcenverantwortung. Hierauf 
wird in dieser Arbeit der Fokus gelegt. Im Folgenden wird nun näher 
beleuchtet, wie die Stadt Stuttgart die dezentrale Ressourcen-
verantwortung umgesetzt hat.  
                                            
44
 vgl. ebenda, S. 241. 
45
 Gemeinderatsdrucksache Nr. 139/1994, S. 11. 
46
 vgl. ebenda, S. 11. 
47
 vgl. Baunack-Bennefeld u.a. (2009), S. 277 f.. 
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3 Das Beispiel der Stadt Stuttgart 
In diesem Kapitel wird genauer betrachtet, wie die dezentrale Ressourcen-
verantwortung in die Praxis umgesetzt wurde. Dies wird anhand der Stadt 
Stuttgart verdeutlicht. Da die Stadt Stuttgart die größte Stadt in Baden-
Württemberg ist und zumal Landeshauptstadt ist, kommt ihr eine gewisse 
Vorbildfunktion zu. Deshalb hat sie sich sehr früh mit dem Thema Neues 
Steuerungsmodell und explizit der dezentralen Ressourcenverantwortung 
beschäftigt. Wie gezeigt wird, wählte die Stadt Stuttgart eine individuelle 
Einführungsstrategie. Um zu verstehen, warum die heutige Struktur 
gewählt wurde, ist eine Betrachtung des Einführungsprozesses wichtig. Im 
Zuge dessen werden die Erfolge und Misserfolge dieses Prozesses näher 
beleuchtet. Als letztes wird in diesem Kapitel die heutige Struktur der Stadt 
Stuttgart vorgestellt.  
3.1 Projekt „Dezentrale Ressourcenverantwortung“ (DRV) 
Die dezentrale Ressourcenverantwortung wurde bei der Stadt Stuttgart 
durch das Projekt „Dezentrale Ressourcenverantwortung“ eingeführt. Der 
folgende Gliederungspunkt erläutert die einzelnen Schritte des Projektes. 
Entsprechend dem Thema dieser Bachelorarbeit, stehen das Jugendamt 
und die Personalverwaltung im Vordergrund dieser Betrachtung. In groben 
Zügen wird jedoch der Gesamtprozess dargestellt. Anschließend folgt eine 
Analyse der Schwierigkeiten und Erfolge während der Einführungsphase. 
3.1.1 Verlauf des Einführungsprozesses 
In der GRDrs Nr. 139/1994 wurde die Einführung des NSM bei der Stadt 
Stuttgart beschlossen. Besonderes Augenmerk wurde auf die dezentrale 
Ressourcenverantwortung gelegt. Schon ein Gutachten der Firma 
WIBERA, das im Jahr 1992 von der Stadt Stuttgart in Auftrag gegeben 
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wurde, empfahl unter anderem eine dezentrale Ressourcenverantwortung 
zur Effizienzsteigerung.48  
Um die dezentrale Ressourcenverantwortung bei der Stadt Stuttgart 
umzusetzen, wurde das Projekt „Dezentrale Ressourcenverantwortung“ 
eingerichtet. So konnten sich Experten aus verschiedenen Hierarchie-
ebenen und Ämtern, losgelöst vom Tagesgeschäft mit der Umsetzung 
befassen.49 
Es wurden die vier folgenden Teilprojekte unterschieden: 
 „1. Kosten- und Leistungsrechnung, 
2. Kennzahlen, 
3. Controlling und Berichtswesen, 
4. Verlagerung der Aufgaben aus den Querschnittsämtern.“50 
Bei der Umsetzung des Neuen Steuerungsmodells entwickelte die Stadt 
Stuttgart eine für sie individuelle Lösungsstrategie, wobei Benchmarking 
mit anderen Städten nicht ausgeschlossen wurde. Um Erfahrungen zu 
sammeln, wurde die Einführung auf vorerst zwei Pilotversuche begrenzt. 
Gezielt wurden das Gartenbauamt, das sich heute Garten-, Friedhofs- und 
Forstamt nennt, und das Jugendamt ausgewählt, da die Aufgaben dieser 
Ämter in verschiedenen Bereichen liegen und sie sich in der 
Mitarbeiterzahl unterscheiden. Auch das eben angesprochene WIBERA-
Gutachten riet den Testlauf beim Jugendamt, da besonders dort eine 
große Bandbreite an Aufgaben übernommen wurde. Die durch den 
Pilotversuch im Jugendamt gesammelten Erfahrungen wären somit 
repräsentativ für die gesamte Stadtverwaltung.51 
Da sich die Aufgaben und die Größe beider Ämter unterschieden, variierte 
die zeitliche Umsetzung. Das Jugendamt sollte nach Abschluss der oben 
                                            
48
 vgl. Gemeinderatsdrucksache Nr. 139/1994, S. 3. 
49
 vgl. DRVaktuell von November 1994, S. 2. 
50
 Gemeinderatsdrucksache 139/1994, S. 11. 
51
 vgl. ebenda, S. 9 f.. 
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erwähnten Teilprojekte am 31. Dezember 1995 mit einem „Vollversuch“52 
starten, der bis zum Ende des Jahres 1996 befristet wurde. Diese Pilot-
versuche sollten für die dann folgende Entscheidung, ob die dezentrale 
Ressourcenverantwortung stadtweit eingeführt wird, als Grundlage 
dienen.53 
In folgenden Stufen wurde die Übertragung der Personalsachbearbeitung 
auf das Jugendamt realisiert. Zunächst wurden die Praktikums- und 
Ausbildungsverhältnisse zum 1. November 1994 übertragen. Es folgten ab 
dem 1. Januar 1995 der Bereich Beamte/Beamtinnen und ab dem 1. 
September 1995 der Bereich der ArbeiterInnen.54 
Eine Arbeitsgruppe entwickelte einen konkreten Aufgabenkatalog, der die 
Aufgaben, die ab dem 1. Januar 1995 vom Fachamt übernommen werden 
sollten, enthielt. Die Projektlenkungsgruppe stimmte dieser Zusammen-
stellung zu.55 Im Anhang ist eine Aufstellung der Aufgaben zu finden, die 
nach der Übertragung vom Pilotamt übernommen wurden.56 Die meisten 
der übertragenen Aufgaben wurden nach Vorgaben vom Personalamt, 
heute Haupt- und Personalamt, selbständig erfüllt. Teilweise galt die 
Einschränkung, dass das Personalamt die endgültige Entscheidung treffen 
darf. 
Wie ein Resümee der Aufgabenverlagerung zeigt, erhielt das Jugendamt 
vom Personalamt im Zuge der Übertragung der Personalsachbearbeitung 
theoretisch Aufgaben für 9,43 Stellen. Nicht berücksichtigt wurden bei 
dieser Rechnung allerdings die „Synergieeffekte“57, die sich für das 
Jugendamt durch die Zusammenführung von Fach- und Ressourcen-
verantwortung ergeben haben. Das Jugendamt bekam insgesamt vom 
                                            
52
 ebenda, S. 14. 
53
 vgl. ebenda, S. 14. 
54
 vgl. Organisationsverfügung vom 27.04.1995, S.1 f.. 
55
 vgl. Schreiben von 10-3.41 vom 25.07.1994, S. 1. 
56
 vgl. Anlage 2 der Organisationsverfügung vom 27.04.1995, S. 1 ff.. 
57
 Schreiben vom 07.04.1999, S. 3. 
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Personalamt eine Stelle.58 Man kann erkennen, dass für das Jugendamt, 
vor allem in der Einarbeitungszeit, eine deutliche Mehrbelastung anfiel. 
Im Oktober 1998 entschied der Gemeinderat, die Verwaltungsreform bei 
der Stadtverwaltung weiterhin umzusetzen.59 In der Organisations-
verfügung vom 21. Juli 2000 wurden drei Grundsätze formuliert, die bei 
einer stadtweiten Einführung gelten sollten: 
„1. Alle Entscheidungen, die für den laufenden operativen Betrieb 
notwendig sind, werden im Rahmen der zentralen Richtlinien 
(Vorschriften, interne Regelungen, Standards), des im Haushaltsplan 
festgelegten Budgets und des Stellenplans vor Ort getroffen und auch 
verantwortet. Dies gilt auch für die Inanspruchnahme von ehemals 
zentralen Leistungen der Querschnittsämter (Haupt- und Personalamt, 
Stadtkämmerei) und sonstigen Querschnittsaufgaben der Fachämter 
Presse- und Informationsamt, Liegenschaftsamt, Hochbauamt, 
2. Die zentralen Aufgaben werden im Sinne von Steuerungs-
unterstützung/ Koordinationsfunktion, Service und Standardsetzung 
neu ausgerichtet, 
3. Es sollte nur das erforderliche Mindestmaß zentraler Standards und 
Richtlinien (Entbürokratisierung) geben, ohne die notwendige Gesamt-
verantwortung zu vernachlässigen.“60 
Es wurde ein sogenannter Positivkatalog formuliert, der all diejenigen 
Aufgaben enthielt, die nach wie vor durch die Querschnittsämter 
ausgeführt werden mussten. Außerdem gab es einen Pflichtservice, der 
die Leistungen beschrieb, welche die Fachämter von den Zentralämtern in 
Anspruch nehmen mussten. Alle weiteren verbleibenden Aufgaben und 
Verantwortungen übernahm das Fachamt eigenverantwortlich und 
selbständig, im Rahmen der zur Verfügung stehenden Mittel. Bei diesem 
                                            
58
 vgl. ebenda, S. 1. 
59
 vgl. Beschlussvorlage des Gemeinderats zur GRDrs Nr. 264/1998, S. 1. 
60
 Organisationsverfügung vom 21.07.2000, S. 1. 
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Wahlservice konnte das Fachamt selbst entscheiden, ob es die Aufgabe 
selbst erfüllt oder ob es den Service des Querschnittsamts im Rahmen 
von „internen Leistungsverrechnungen“61 in Anspruch nimmt.62 Bis Ende 
August des Jahres 2001 sollte diese stadtweite Ausdehnung getestet 
werden. 63 
Zeitgleich zu dieser „Experimentierphase DRV“64 wurde ein sogenannter 
„Feldversuch“65 in fünf Ämtern durchgeführt. In Projektgruppen wurden in 
regelmäßigen Treffen die Aufgaben der Querschnittsämter und der 
Fachämter untersucht. Ziel war es, die Kompetenzen eines Fachamts 
auszuweiten, zu präzisieren und diese Erweiterung anschließend 
praxisnah mit diesen Ämtern zu testen. Diese Ämter waren das 
Jugendamt, das Baurechtsamt, das Garten- und Friedhofsamt, das 
Schulverwaltungsamt und das Amt für Umweltschutz sowie die 
zuständigen Ausschüsse. Während des Testlaufs wurde kontinuierlich 
ausgewertet und gegebenenfalls verbessert. Das Ergebnis der 
abschließenden Bewertung im April 2001 sollte ebenfalls in die 
Entscheidung mit einfließen, inwieweit die dezentrale Ressourcen-
verantwortung stadtweit umgesetzt werden sollte.66 Durch dieses 
Vorgehen konnte getestet werden, welche Übertragungen sich eigneten 
und welche nicht, ohne dass die Vorgänge zwangsläufig eine stadtweite 
Auswirkung hatten.  
In der GRDrs Nr. 1192/2003 wurde Bilanz über die Erfahrungen gezogen. 
Wie aus diesem Bericht hervorgeht, wurden während der Experimentier-
phase zum Teil auch negative Erfahrungen gemacht.67 In Anlehnung an 
das Beispiel anderer Städte, strebte die Stadtverwaltung Stuttgart eine 
gewisse „Rezentralisierung“ an. In einer Informationsveranstaltung zur 
                                            
61
 Protokoll der Sitzung des Begleitteams DRV vom 29.11.2000, S. 2. 
62
 vgl. ebenda, S. 2 f.. 
63
 vgl. Organisationsverfügung vom 21.07.2000, S. 1. 
64
 Anlage 5 zur Klausurtagung vom 13.04.2000, S. 3. 
65
 ebenda, S. 2. 
66
 vgl. Anlage 5 zur Klausurtagung vom 13.04.2000, S. 2; vgl. Info-Brief Nr. 6 des 
Gesamtsteuerungssystems (PLUSS) (2000), S. 1 f.. 
67
 Auf diese negativen Erfahrungen wird explizit unter Punkt 3.1.2 eingegangen. 
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Umsetzung der dezentralen Ressourcen-verantwortung wurde mitgeteilt, 
dass die drei folgenden Bereiche wieder zentral bearbeitet würden. Das 
waren einmal die Stellenbewertungen, sowohl für Angestellte als auch für 
Beamte, zudem die Personalsachbearbeitung für Beamte und leitende 
Angestellte und zuletzt das Treffen von Organisationsentscheidungen.68 
Hierfür wurde im Jahr 2004 eine neue Organisationsverfügung entworfen, 
gegen deren Entwurf deutlicher Widerstand vonseiten der Fachämter und 
der Referate vernommen wurde.69 
In einem Schreiben machte das Jugendamt deutlich, dass es die 
bestehenden Verantwortungen beibehalten wolle, da es den hohen 
Erwartungen gerecht werde. Außerdem sei die dezentrale Ressourcen-
verantwortung nötig, um handlungsfähig zu sein und Entwicklungen sowie 
Einflüsse jeglicher Art stemmen zu können.70 Die angestrebte 
„Rezentralisierung“ wurde in diesem Schreiben als ein „Rückschritt in die 
frühen 90ziger Jahre“71 bezeichnet. 
Entsprechend dieser Widersprüche wurde in der Organisationsverfügung 
vom 1. September 2007 beschlossen, dass die, während der 
Experimentierphase übertragenen Verantwortungen, auf die Zentralämter 
zurückgehen sollten. Von dieser Regel ausgenommen waren die 
sogenannten „DRV-Ämter“72, nämlich das Jugendamt, das Hochbauamt, 
das Tiefbauamt und das Garten,- Friedhofs- und Forstamt. Diese Ämter 
behielten die ihnen übertragenen Zuständigkeiten. 73 
Wie gezeigt wurde, erfolgte die Einführung der dezentralen Ressourcen-
verantwortung stufenweise. Es begann mit Testläufen in zwei Pilotämtern, 
                                            
68
 vgl. Verlaufsprotokoll zur Informationsveranstaltung zur Umsetzung der DRV vom 
19.05.2004, S. 1 ff.. 
69
 vgl. Grundsätzliche Stellungnahme zum Entwurf der Organisationsverfügung zur 
Umsetzung der Dezentralen Ressourcenverantwortung (DRV) bei der 
Landeshauptstadt Stuttgart (Stand 30.07.2004), S. 1 ff.. 
70
 vgl. Schreiben an das Referat AK „Organisationsverfügung zur Umsetzung der 
Dezentralen Ressourcenverantwortung (DRV) bei der Landeshauptstadt Stuttgart 
(Stand 30.07.2004) vom 07.09.2004, S. 1 ff.. 
71
 ebenda, S. 4. 
72
 Schreiben des Gesundheitsamtes vom 13.09.2007, S. 1. 
73
 vgl. Organisationsverfügung vom 01.09.2007, S. 1. 
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zu denen das Jugendamt zählte. Im Jahr 2000 kam es zu einer 
stadtweiten Umsetzung. Da gewisse Schwierigkeiten auftraten, wurden 
die Verantwortungen, bis auf die der großen DRV-Ämter, wieder 
zentralisiert. Es schließt sich deshalb nun eine genauere Betrachtung der 
Erfolge und Misserfolge während der Einführungsphase an.  
3.1.2 Erfolge und Misserfolge bei der Einführung 
In der GRDrs Nr. 139/1994 wurden Ziele festgelegt, die durch eine 
Einführung der dezentralen Ressourcenverantwortung erreicht werden 
sollten.74 Im Folgenden wird auf diese Ziele eingegangen und untersucht, 
welche Punkte sich problemlos in die Praxis umsetzen ließen und bei 
welchen es Schwierigkeiten gab. 
Wie auch die DRVaktuell schrieb, kam es durch die Einführung der 
dezentralen Ressourcenverantwortung zu umfassenden Veränderungen. 
Damit diese Reform der Verwaltungsstruktur erfolgreich abgeschlossen 
werden konnte, war eine Beteiligung und Unterstützung der Mitarbeiter-
Innen erforderlich. Wie bereits deutlich wurde, ist das Personal die 
wichtigste Ressource und bei solch einer Umsetzung unerlässlich. Aus 
diesem Grund versuchte die Stadt Stuttgart, die MitarbeiterInnen frühzeitig 
mit einzubeziehen und zu informieren. Diese Beteiligung sollte 
beispielsweise durch Informationsveranstaltungen oder Informations-
schreiben, wie unter anderem durch die DRVaktuell, erreicht werden.75 
Konkrete Maßnahmen zur Einbindung und Motivation wurden in der 
GRDrs Nr. 139/1994 genannt. Frau Thumm76, eine Sachbearbeiterin aus 
der Dienststelle „Personalverwaltung“ des Jugendamtes der Stadt 
Stuttgart, lobt den Einführungsprozess aus der Sicht des Jugendamtes. 
Wie sie berichtet, wurde die Einführung intensiv und gründlich vorbereitet. 
Außerdem erhielt das Jugendamt von Seiten des Haupt- und Personal-
                                            
74
 vgl. Gemeinderatsdrucksache Nr. 139/1994, S. 4 f.. 
75
 vgl. DRVaktuell von November 1994, S. 1. 
76
 Auf dieses Interview wird bei Punkt 4.3 näher eingegangen. 
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amtes viele Hilfestellungen.77 Entgegen dieser positiven Empfindungen 
schildert Herr Dr. Holzwart in dem Interview78 die damalige Sicht der 
MitarbeiterInnen des Haupt- und Personalamtes. Insbesondere die 
MitarbeiterInnen aus dem Bereich Personal, die diese Veränderungen am 
deutlichsten verspürten und miterlebten, empfanden die Verantwortungs-
übertragungen auf die Fachämter als eine Entwendung und Missbilligung 
ihrer Arbeit.79 
Durch die Einführung der dezentralen Ressourcenverantwortung, mit 
einhergehender Aufgaben- und Verantwortungsübertragung, sollten die 
MitarbeiterInnen mehr Freude am Arbeitsplatz verspüren und dadurch zu 
besseren Leistungen angespornt werden.80 Diese Motivationssteigerung 
konnte bei den Fachämtern erreicht werden. Wie ein Abschlussbericht 
erkennen lässt, sagte den Fachämtern die zusätzliche Verantwortung zu, 
weshalb sie nach weiteren Verantwortungsübertragungen strebten.81 
Dadurch, dass bei einem Amt die abschließende Sachbearbeitung erfolgt, 
konnten die Bearbeitungszeiten verkürzt werden und die Verfahren 
vereinfacht werden.82 Das war tatsächlich ein großer Vorteil. Dies bestätigt 
auch Frau Thumm.83 Vor der Einführung der DRV erhielten die 
BewerberInnen, nachdem der örtliche Personalrat beteiligt wurde, eine 
vorläufige Zusage. Eine abschließende Zusage konnte erst mit der 
Zustimmung des damaligen Personalamtes erteilt werden. Im Anhang sind 
ein Einstellungsantrag an das Personalamt und ein vorläufiges Zusage-
schreiben des Jugendamtes an eine/n Bewerber/in zu finden.84 Diese 
wurden durch die Einführung der dezentralen Ressourcenverantwortung 
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nicht mehr benötigt, da das Jugendamt seither abschließend über 
Einstellungen entscheiden kann. 
Außerdem sollten klare Aufgabenübertragungen und konkrete 
Zuständigkeitsregelungen zu einer Steigerung der Wirtschaftlichkeit und 
zu einem bewussteren Umgang mit den finanziellen Mitteln führen.85 Wie 
es in einem Erfahrungsbericht zur dezentralen Ressourcenverantwortung 
heißt, sind „die erhofften Einsparungen durch Synergieeffekte […] 
ausgeblieben, bzw. konnten nicht nachgewiesen werden“.86 Das Ziel der 
Effizienzsteigerung konnte insgesamt somit nicht erreicht werden. Zudem 
wird durch ein Vergleich mit anderen Städten deutlich, dass erst bei 
Ämtern mit mindestens 450 MitarbeiternInnen eine dezentrale 
Ressourcenverantwortung wirtschaftlich sei. Denn erst ab dieser Größe 
könnten die Aufgaben mit der gleichen Menge an Personal erfüllt 
werden.87 Diese Erkenntnisse führten zu dem heutigen Modell der Stadt 
Stuttgart. 
Des Weiteren war es ein Ziel, klar abgegrenzte Aufgabenstrukturen zu 
schaffen, aus denen klar hervorgeht, welches Amt für welche Aufgabe 
zuständig ist.88 In der Praxis kam es bei diesem Punkt jedoch zwischen 
den Querschnittsämtern und den Fachämtern zu Spannungen. Wie aus 
einem Schreiben des Jugendamtes hervorgeht, sahen die Fachämter die 
zentralen Ämter nicht als Unterstützung an. Vielmehr heißt es: „Die 
Steuerungsfunktion wird jetzt benutzt, zentrale Dienstleistungen 
auszubauen, um möglichst viel Ressourcen (=Macht) zu konzentrieren.“89 
Ein sinnvoller, zielführender Ausgleich zwischen den Spielräumen der 
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Fachämter und den notwendigen zentralen Regelungen musste im Laufe 
der Zeit erarbeitet werden.90  
Durch das Bilden kleiner selbständiger Einheiten wurde eine Entwicklung 
bemerkt, die als „Tendenz zum Auseinanderdriften der Stadtverwaltung“91 
beschrieben wurde. Unterschiedliche Lösungsmöglichkeiten und Hand-
habungen führten zu einer Abschwächung der Einheit. Außerdem kam es 
dazu, dass bei Themen, die über die vorgegebene Basis hinausgingen, 
unterschiedliche Entscheidungen getroffen wurden. Die Stadtverwaltung 
sah dadurch die Gesetzmäßigkeit gefährdet. Der Duden beschreibt einen 
Konzern als einen „Zusammenschluss von Unternehmen zu einer 
wirtschaftlichen Einheit, bei der die jeweilige, rechtliche Selbständigkeit 
nicht aufgegeben wird“92. Dieses Leitprinzip „Konzern Stadt Stuttgart“ sah 
die Stadtverwaltung durch zu viel dezentralisierte Verantwortung 
gefährdet. Um die Stadtverwaltung zusammenzuhalten, wurde auf eine 
Stärkung der Zentrale und die Verbesserung des Controllings Wert 
gelegt.93  
Wie bereits bei dem Gliederungspunkt Dezentralisierung und dezentrale 
Ressourcenverantwortung angesprochen, wird in einigen Städten eine 
Rückentwicklung der Strukturen bemerkt, die auch als 
„Rezentralisierung“94 bezeichnet wird.95 Auch bei der Stadt Stuttgart war 
diese Tendenz zu beobachten. Besonders zwei Aspekte traten auf. 
Erstens kam es zu Fehlern bei Stellenbewertungen und zweitens wurde 
festgestellt, dass es schwer ist, „die Kompetenz in der Stellenplan-
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bewirtschaftung und in den Auswahlverfahren vor Ort zu halten“96. Werden 
beispielsweise Stellen höher bewertet, als sie sein sollten, kommt es zu 
einem finanziellen Schaden für die Stadt.97. Teilweise waren die Ämter 
somit zu klein und konnten nicht den nötigen Aufbau und die Fach-
kenntnisse für eine sachgerechte Bearbeitung vorweisen.98 
Wie aus dieser Betrachtung deutlich hervorgeht, gab es sowohl positive 
als auch negative Auswirkungen, die mit dem Prozess DRV einhergingen. 
Auf der einen Seite konnten mehr MitarbeiterInnen beteiligt werden. Dies 
führte zu einer höheren Motivation und zu kürzeren Bearbeitungszeiten. 
Auf der anderen Seite konnte durch die stadtweite Lösung keine höhere 
Wirtschaftlichkeit erreicht werden. Außerdem kam es zu Spannungen 
zwischen den Querschnittsämtern und den Fachämtern sowie zu fehler-
haften Bearbeitungen der Fachämter. Diese Erfahrungen erklären, warum 
sich die Stadt Stuttgart für die heutige Struktur entschied. Diese wird nun 
näher erläutert. 
3.2 Auswertung des Interview mit Herrn Dr. Holzwart 
Im Rahmen der Bachelorarbeit konnte ein Interview mit Herrn Dr. 
Holzwart, dem Leiter der Abteilung „Personalservice“ im Haupt- und 
Personalamt der Stadt Stuttgart, durchgeführt werden. Seit zweieinhalb 
Jahren ist er bei der Stadt Stuttgart beschäftigt. Obwohl er den DRV-
Prozess nicht selbst miterlebt hat, kann er dennoch einige Informationen 
zur Einführung der dezentralen Ressourcenverantwortung schildern, da er 
neben Erzählungen und Kenntnissen über die heutigen Strukturen, gut 
darüber informiert ist. Bei der Abteilung „Personalservice“ wird eine Stelle 
mit 50 % für das Thema DRV bereitgestellt, elf MitarbeiterInnen 
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übernehmen die Bereiche „Ämterbetreuung und Grundsatzsach-
bearbeitung“99.100 
Mithilfe der Antworten aus dem Interview wird nun die heutige Struktur der 
Stadt Stuttgart genauer beschrieben. Was ist der Unterschied zwischen 
einem DRV-Amt und einem kleineren Amt? Wie sieht konkret die 
Zusammenarbeit zwischen dem Haupt- und Personalamt und dem 
Personalbereich des Jugendamtes aus? Diese Fragen werden im 
Folgenden beantwortet.  
3.2.1 Heutiger Stand und Rückblick 
Herr Dr. Holzwart schildert in dem Interview die Sicht des Haupt- und 
Personalamtes. Entsprechend dem Namen „Personalservice“ bietet diese 
Abteilung die Dienstleistung Personal für die gesamte Stadtverwaltung an. 
Diese wird in zwei Dienstleistungszweige differenziert, den sogenannten 
„Vollservice“ und den „Basisservice“. Mit dem „Vollservice“ ist eine 
vollständige Betreuung in Personalangelegenheiten gemeint. Diese 
erhalten alle Ämter, die nicht zu den DRV-Ämtern gehören. Die großen 
DRV-Ämter und Eigenbetriebe erhalten den „Basisservice“, dessen 
praktische Umsetzung im Folgenden näher betrachtet wird. Diesen DRV-
Ämtern wird durch Organisationsverfügungen die Verantwortung für die 
meisten Personalaufgaben übertragen. Nur vereinzelte Aufgaben 
verbleiben beim Haupt- und Personalamt. Herr Dr. Holzwart nennt diese 
Aufgaben „zentrale Steuerungsbedürfnisse“101, die für die Gewährleistung 
der Einheit unerlässlich sind.102 
Den DRV-Ämtern kommt ein großer Verantwortungsumfang zu. Was die 
Verantwortlichkeiten betrifft, ist eine starke Orientierung an einem 
Eigenbetrieb zu erkennen. Zwei Punkte unterscheiden einen Eigenbetrieb 
deutlich von einem DRV-Amt. Zum einen handelt ein Eigenbetrieb nach 
                                            
99
 Interview mit Herrn Dr. Holzwart, S. 12. 
100
 vgl. ebenda, S. 1 f., 12 f.. 
101
 ebenda, S. 11. 
102
 vgl. ebenda, S. 1 ff., 11. 
   29 
 
 
dem Eigenbetriebsgesetz (EigBG). Dieses Gesetz verleiht dem 
Eigenbetrieb die vollständige Personalhoheit, die normalerweise durch die 
Betriebssatzung eingegrenzt wird. Im Unterschied dazu stehen dem DRV-
Amt grundsätzlich keine Verantwortlichkeiten zu. Durch Organisations-
verfügungen werden ihm Zuständigkeiten, die insbesondere den Personal-
bereich betreffen, übertragen. Zum anderen hat das DRV-Amt keinen 
eigenen Wirtschaftsplan, sondern es ist Teil des städtischen Gesamt-
haushalts.103 
Wie sieht nun aber eine konkrete Zusammenarbeit aus? Zum einen 
übernimmt das Sachgebiet „Bezügeabrechnung“ der Abteilung „Personal-
service“ die Zahlung des Gehalts für die gesamte Stadt, mit Ausnahme 
der Krankenhäuser, somit auch für alle MitarbeiterInnen des Jugend-
amtes.104 
Eine Zusammenarbeit bei Einzelfragen läuft grundsätzlich über eine 
höhere Hierarchieebene. Es treffen sich die „Verwaltungsleitung und [die] 
Amtsleitung des Jugendamtes und auf Seiten des Haupt- und 
Personalamtes [Herr Dr. Holzwart] als Abteilungsleiter, […] die 
Sachgebietsleitung für die Personalwirtschaft und de[r] Teamleiter vom 
Grundsatzteam, je nachdem wer Zeit hat“105. Meist haben die 
Entscheidungen der hier behandelten Einzelfragen folgenschwere Aus-
wirkungen. Herr Dr. Holzwart ist davon überzeugt, dass eine gute 
Zusammenarbeit auf der Kompetenz und Bereitwilligkeit der Beteiligten 
beruht.106 Die aktuelle, solidarische und zuverlässige Zusammenarbeit lobt 
er. Es handle sich um eine „Zusammenarbeit in den Dingen, bei denen 
man eine gemeinsame Linie haben muss und nicht auseinander dividiert 
werden darf“107. 
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Beispielsweise besteht momentan eine Zusammenarbeit bei Fragen zu 
den Themen Personalgewinnung, Eingruppierung, Gewährung von über-
tariflichen Zulagen sowie ganz aktuell zur Problematik des Streiks der 
Kindertageseinrichtungen. Überdies ist eine Absprache bei grund-
sätzlichen Themen erforderlich, bei denen es auch um Entscheidungen 
mit finanziellen Auswirkungen geht. Bei jugendamtseigenen Themen 
benötigt das Jugendamt keine Unterstützung des Haupt- und 
Personalamts und entscheidet selbständig.108 
Bei Fragen der alltäglichen Sachbearbeitung, wenn beispielsweise eine 
Frau aus der Elternzeit zurückkommt und eine Stelle für sie gefunden 
werden muss, können sich die SachbearbeiterInnen und MitarbeiterInnen 
der zwei Dienststellen im Personalbereich an die für DRV-Ämter 
zuständige Mitarbeiterin des Haupt- und Personalamtes wenden. Ist 
beispielsweise beim Jugendamt für eine/n Rückkehrer/in aus der 
Elternzeit keine passende Stelle zu finden ist, muss stadtweit nach einer 
passenden Stelle gesucht werden. Diese Aufgabe übernimmt das Haupt- 
und Personalamt. Ebenso muss auch das Jugendamt bereit sein, eine 
Stelle für eine/n Wiedereinsteiger/in bereitzustellen. Diese Zusammen-
arbeit verlaufe aber ohne Schwierigkeiten.109 
Über das Jugendamt sagt Herr Dr. Holzwart: „Das Jugendamt tritt am 
stärksten als DRV-Amt in Erscheinung, weil es das Größte ist und auch 
den größten Handlungsdruck hat.“110 Er fügt hinzu, es sei „das einzige 
Amt, das nach außen mit einem eigenen Personalmarketing nach außen 
tritt“111. Beispielsweise wirbt das Jugendamt aktuell mit der Kampagne 
„Komm zu uns“ für ErzieherInnen und andere pädagogische Fachkräfte.  
Als DRV- Amt, mit einem eigenbetriebsähnlichen Verantwortungsumfang, 
führt das Jugendamt die Personalarbeit grundsätzlich selbständig aus. In 
bestimmten Einzelfragen und grundsätzlichen Regelungen sind jedoch 
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teilweise Absprachen mit dem Haupt- und Personalamt erforderlich. Im 
Hinblick auf Theorie und Praxis, werden als nächstes Pro- und Contra-
Argumente dieser Struktur untersucht. 
3.2.2 Vergleich der Vor- und Nachteile von dezentraler Ressourcen-
verantwortung im Hinblick auf Theorie und Praxis 
In der folgenden Abhandlung werden theoretische, in der Literatur 
angesprochene Vor- und Nachteile, mit den Erfahrungen aus der Praxis 
verglichen. Begonnen wird mit den Vorteilen. 
Die dezentrale Ressourcenverantwortung ermöglicht es den dezentralen 
Einheiten, über den Ressourceneinsatz selbst zu bestimmen, den sie zur 
Erfüllung der Aufgaben benötigen. Durch diese Regelung werden Beweg-
lichkeit sowie Anpassungsfähigkeit erreicht, die eine Stadtverwaltung 
benötigt, um den schnellen Veränderungen gewachsen zu sein und zu 
bleiben.112 Dies trifft besonders auf Jugendämter zu.113 Die Größe und die 
Aufgaben des Jugendamtes der Stadt Stuttgart erfordern diese 
Handlungsfähigkeit.114 Beispielsweise kann ein mit Entscheidungs-
befugnissen ausgestattetes Amt sein Personal selbst auswählen und 
anschließend einstellen. Dies ist vorteilhaft, da dieses Amt bei der 
Auswahl die eigenen, fachlichen Kriterien anwenden kann.115 
Der KGSt-Bericht Nr. 5/2013 sieht es als einen deutlichen Vorteil an, dass 
die Aufgaben und Verantwortungen bestimmten dezentralen Einheiten 
zugewiesen werden.116 Durch das Einführen dezentraler Strukturen 
kommt es zu einer „Verschlankung der Verwaltung“117. Damit ist gemeint, 
dass vereinfachte und präzisere Verwaltungsstrukturen geschaffen 
werden.118 Diesem Gesichtspunkt schließt sich Herr Dr. Holzwart an. Wie 
                                            
112
 vgl. Hopp/ Göbel (2013), S. 47. 
113
 Diese Aussage wird unter Punkt 4.1 näher erläutert. 
114
 vgl. Interview mit Herrn Dr. Holzwart, S. 8. 
115
 vgl. Hopp/Göbel (2013), S. 102 f.. 
116
 vgl. KGSt-Bericht Nr. 5/2013, S. 15. 
117
 Baunack-Bennefeld (2009), S. 41. 
118
 vgl. Schedler/ Proeller (2011), S. 94. 
   32 
 
 
er verdeutlicht, ist es von Vorteil, wenn die Ebene, die für den 
vorhandenen Aufgabenbereich am besten geeignet ist, auch die 
Entscheidung trifft. Wird eine dezentrale Einheit mit Verantwortung 
ausgestattet, so fließen bei Beschlüssen fachspezifische Kenntnisse, wie 
unter anderem Sachlage und Angelegenheiten vor Ort, mit in die 
Entscheidung ein. Solch ein Wissen, welches die zentralen Querschnitts-
ämter, insbesondere in großen Städten, gar nicht vorweisen können, 
steigert die Kompetenz und die Qualität.119  
Bei einer dezentralen Ressourcenverantwortung wird die Verantwortung 
auf verschiedene Personen übertragen. Durch die Befugnis, Ent-
scheidungen selbständig treffen zu können, wird die Motivation der 
MitarbeiterInnen gesteigert. Der Wunsch, die übertragenen Aufgaben gut 
zu erfüllen, wird die Verantwortlichen dazu antreiben, gute Leistungen zu 
erbringen.120 Wie Herr Dr. Holzwart bestätigt, werden dadurch Fehler 
reduziert und die Handlungsinitiative der MitarbeiterInnen steigt aufgrund 
der gewonnenen Verantwortung.121  
Werden die Bereiche wie Personal und Organisation zentral bearbeitet, 
kann es zu Spannungen zwischen den zentralen Querschnittsämtern und 
dem Fachbereich kommen, da Entscheidungen, die von der Zentrale 
getroffen werden, vom Fachbereich akzeptiert und umgesetzt werden 
müssen. Wie Hopp und Göbel anführen, hat beispielsweise die Frage 
nach dem Personalbedarf ein gewisses Konfliktpotential. Im Hinblick auf 
die Finanzen ist es das Ziel der Zentrale, den Personalbedarf möglichst 
niedrig anzusetzen. Jedoch fordert das Fachamt möglichst viel Personal, 
um seine Aufgaben kompetent erfüllen zu können. Diesem Spannungsfeld 
kann in der Theorie entgangen werden, wenn das Fachamt die Fach- und 
die Ressourcenverantwortung erhält.122 Wie bereits bei dem Punkt 
„Erfolge und Misserfolge bei der Einführung“ angesprochen, kam es bei 
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der Stadt Stuttgart insbesondere in der Einführungsphase zu 
Spannungen. Doch die heutige Zusammenarbeit wird sowohl von Seiten 
des Haupt- und Personalamtes als auch des Jugendamtes gelobt.123 
Da die dezentralen Einheiten die Verantwortung für ihr Handeln tragen 
und somit die Erfolge ernten würden, aber auch für Misserfolge gerade 
stehen müssen, sollten Wirtschaftlichkeit und kostenbewusstes Handeln 
gefördert werden.124 Bei dem Gliederungspunkt „Erfolge und Misserfolge 
bei der Einführung“ wurde bereits herausgestellt, dass eine höhere 
Wirtschaftlichkeit nur bedingt erreicht wurde und es daher zu einer 
Beschränkung auf die DRV-Ämter kam. In dem Interview führt Herr Dr. 
Holzwart aus, wie es aussehe, wenn „die dezentrale Ressourcen-
verantwortung zu Ende gelebt“125 sei. Als Beispiel führt er den VW-
Konzern an, der die Firmen Audi, VW, Porsche, MAN und Seat 
einschließt. Jede einzelne dieser Firmen kann sich, was die 
Ressourcenbeschaffung betrifft, vollständig selbst versorgen. Dieses 
Modell aus der Privatwirtschaft ist allerdings für eine Stadtverwaltung nicht 
geeignet und für die Stadt Stuttgart nur im Modell eines DRV-Amtes 
wirtschaftlich.126  
Im Folgenden werden einige ausgewählte Gesichtspunkte erläutert, die 
zwar auf der einen Seite keinen direkten Nachteil darstellen, jedoch auf 
der anderen Seite als eine Gefahr oder eine Schwierigkeit betrachtet 
werden können, die einkalkuliert werden müssen. Im Zusammenhang 
damit werden Lösungsansätze aufgezeigt, wie mit diesen Problemen 
umgegangen werden kann. 
Wie Schedler und Proeller aufzeigen, ist die Einheitlichkeit einer Stadt-
verwaltung durch eine Verselbständigung der Fachbereiche gefährdet.127 
Herr Dr. Holzwart führt diese Gefahr ebenfalls an. Wie er betont, darf die 
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Stadtverwaltung nicht „in einen ungesteuerten Egoismus der einzelnen 
Einheiten [zerfallen]“128. Wichtig ist es somit, dass die Fachbereiche die 
nötigen Verantwortungen erhalten und sich die Stadt dennoch als eine 
Einheit präsentiert. Diese Eröffnung von dezentralisierten Verant-
wortungen hat zur Folge, dass die Fachbereiche bei Fragen, die über ein 
Basisniveau hinausgehen, zu unterschiedlichen Ergebnissen kommen und 
unterschiedliche Entscheidungen treffen können.129 Diese Auswirkung 
jedoch nur als nachteilig anzusehen, wäre nicht förderlich. Vielmehr kann 
von dieser Vielfalt profitiert werden, da so die Möglichkeit besteht, zu 
vergleichen werden welches DRV-Amt die Aufgabe am besten erfüllt. 
Diese Erkenntnisse können dann auch in den anderen DRV-Ämtern 
umgesetzt werden.130 Das Jugendamt sieht sich selbst als „Teil der 
Stadtverwaltung“131 und achtet darauf, die für alle Ämter geltenden 
Grundsätze und Richtlinien zu halten und anzuwenden.132 Frau Thumm 
beschreibt die Perspektive des Jugendamtes wie folgt: „Wir achten sehr 
darauf, dass wir kein Eigenleben innerhalb der Stadtverwaltung entwickeln 
und komplett andere Dinge tun“133.  
Außerdem schafft es die Zentrale bei einer Stadtverwaltung mit einer 
gewissen Größe nicht, sachgerecht, fehlerfrei und schnell die Personal-
wirtschaft für die gesamte Stadtverwaltung auszuüben. Einerseits ist es 
besser, eine zentrale Steuerung einzurichten, die Richtwerte und Grund-
sätze vorgibt. Andererseits müssen aber die Fachämter, bei denen die 
größere Fachkenntnis und das Wissen um den Einzelfall vorliegen, mit der 
nötigen Verantwortung ausgerüstet werden, um handlungsfähig zu sein. 
Es besteht somit die Herausforderung einen „Ausgleich zwischen zentraler 
Steuerung, Dezentralisierung und Individualität zu gewährleisten“134. 
Dabei kann nie auf dem Ist-Stand verharrt werden. Vielmehr muss immer 
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wieder geprüft werden, welche Vorgänge gut oder schlecht laufen und bei 
welchen man gegebenenfalls korrigieren muss. Dieses Korrigieren kann in 
zwei Richtungen erfolgen. Zum einen kann die Zentrale Zuständigkeiten 
zurückerhalten oder dem Fachamt werden mehr Verantwortlichkeiten 
übertragen.135 
Damit eine dezentrale Ressourcenverantwortung funktioniert, muss die 
Verwaltung ein kompetentes Steuerungs- und Controllingsystem 
vorweisen können. Im Rahmen des Kontraktmanagements werden 
Leistungsvereinbarungen geschlossen. Durch die Zuweisung eines 
Budgets und die Festlegung einer genauen Zielvorgabe, erhält das 
Fachamt alle nötigen Informationen und Handlungsspielräume. Außerdem 
ist es auf der einen Seite wichtig, dass ein Controlling die Leistungs-
erfolge- und misserfolge des Fachamts regelmäßig überprüft. Auf der 
anderen Seite muss das Fachamt die Zentrale rechtzeitig über die Ziel-
erreichung aber auch über Probleme informieren.136 Dieses hochkomplexe 
Zusammenspiel muss erst zeitintensiv aufgebaut werden, bevor es gut 
funktionieren kann.  
Der Vorteil einer zentralen Aufbauorganisation ist eine zügige Umsetzung 
der Ideen und Maßnahmen innerhalb nur kurzer Zeit. Im Gegensatz dazu 
kann die „Stuttgarter Konsenskultur“137 sogar Jahre dauern bis eine 
Maßnahme umgesetzt wird, denn einer Idee muss von allen dezentralen 
Einheiten zugestimmt werden. Entscheidungen und Entwicklungen 
benötigen somit deutlich mehr Zeit. Schedler und Proeller beschreiben 
diese Aufteilung der Arbeit als „effizienzhemmend“138, im Sinne davon, 
dass Prozesse beschwerlicher vorangehen und mehr Zeit in Anspruch 
nehmen. Doch damit ist auch ein positiver Aspekt verknüpft, den Herr Dr. 
Holzwart mit folgenden Worten beschreibt: „Sie sind nicht nur langsamer 
                                            
135
 vgl. ebenda, S. 6. 
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 Interview mit Herrn Dr. Holzwart, S. 18. 
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im Verändern, sondern auch langsamer im Fehlermachen“139. Durch eine 
Aufteilung der Verantwortlichkeiten können Fehler somit dezimiert oder 
sogar ganz aufgefangen werden.140 
Um diesen Aspekt zu verdeutlichen vergleicht Herr Dr. Holzwart die 
dezentrale Ressourcenverantwortung mit dezentralen Institutionen wie der 
EU und dem Föderalismus. Länder und Staaten, wie beispielsweise die 
Schweiz oder die USA haben ihre Struktur über die Jahrhunderte hinweg 
weiterentwickelt. Wenn also die Veränderungen nur langsam und träge 
vor sich gehen, so bietet diese Beständigkeit eine gewisse Sicherheit.141  
Nun stellt sich aber die Frage, ab wann eine Dezentralisierung im Sinne 
einer dezentralen Ressourcenverantwortung sinnvoll ist. Wie aus dem 
Interview hervorgeht, ist stets eine individuelle Betrachtung nötig, da es 
nicht ausschließlich um die Größe der Stadtverwaltung und insbesondere 
des Amtes geht, sondern auch um die Aufgabenstellung geht. Allerdings 
nennt Herr Dr. Holzwart während des Interviews zwei konkrete Zahlen. 
Zum einen ist eine dezentrale Ressourcenverantwortung unter 100 
MitarbeiterInnen nicht sinnvoll. Ab 400 MitarbeiterInnen oder einer 
Einwohnerzahl von 200.000 benötigt ein Amt jedoch die dezentrale 
Ressourcenverantwortung, um funktionsfähig zu sein und flexibel agieren 
zu können.142 Außerdem sollte die Personalstelle eine gewisse Größe 
aufweisen, damit sich die MitarbeiterInnen das nötige Know-how zur 
korrekten Erfüllung der verschiedensten Themengebiete aneignen und 
anwenden können.143 Diese eben genannten Zahlen und Erfahrungen 
haben dazu geführt, dass die Stadt Stuttgart ein für sich erfolgreiches 
Modell entwickelte. 
Um diese Gliederungspunkte abzurunden, folgt nun eine kurze 
Zusammenfassung. 
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 vgl. ebenda, S. 6, 15. 
143
 vgl. Interview mit Frau Thumm, S. 11. 




Die eben angesprochenen Vorteile verdeutlichen, dass eine dezentrale 
Ressourcenverantwortung einige gute Auswirkungen zur Folge hat. 
Beispielsweise werden eine größere Handlungsfähigkeit sowie gute 
Leistungen durch motiviertes Personal erreicht. Werden auf ein gutes 
Controlling sowie ein gesundes Gleichgewicht zwischen zentraler 
Steuerung und selbständiger Arbeit der Fachbereiche Wert gelegt, kann 
dezentrale Ressourcenverantwortung funktionieren. 
Abschließend zieht Herr Dr. Holzwart das Fazit, dass, auch wenn die 
dezentrale Ressourcenverantwortung zeitweise mühsam ist, sie auf Dauer 
Stabilität sichert und deshalb der Zentralisierung vorzuziehen ist.144 
An den Ausführungen ist zu erkennen, dass sich die Vor- und Nachteile, 
die in der Literatur erwähnt werden, sehr gut mit den Erfahrungen der 
Stadt Stuttgart decken. Diese eben genannten Erfahrungen haben dazu 
geführt, dass die Stadt Stuttgart ein für sich erfolgreiches Modell 
entwickelte. 
Dieser stadtweiten Betrachtung folgt eine detailliertere Untersuchung des 
Jugendamtes der Stadt Stuttgart. Entsprechend dem Thema wird es um 
die Dezentralisierung innerhalb des Jugendamtes gehen.  
4 Dezentralisierung innerhalb des Jugendamtes 
Die einleitend genannten Einflüsse und Veränderungen treffen die 
gesamte Stadtverwaltung, aber auch jedes einzelne Amt. Im Jugendamt 
der Stadt Stuttgart wurde deshalb ein Organisationsentwicklungsprozess 
durchgeführt, um für diese Herausforderungen ausreichend ausgerüstet 
zu sein. Zunächst wird in diesem Teil der Organisationsentwicklungs-
prozess beschrieben. Anschließend wird der heutige Aufbau des Jugend-
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amtes näher beleuchtet. Zuletzt werden zwei Interviews zeigen, wie 
erfolgreich eine Dezentralisierung in diesem Amt umgesetzt wurde. 
4.1 Organisationsentwicklung (OE) im Jugendamt 
Parallel zu dem Projekt „Dezentrale Ressourcenverantwortung“, bei dem 
Verantwortlichkeiten von den Querschnittsämtern auf das Jugendamt 
übertragen wurden, kam es auch zu einer Neustrukturierung innerhalb des 
Jugendamtes. Dieser Prozess wurde ebenfalls in Form eines Projektes 
durchgeführt. Er wurde im Jahr 1993 begonnen und im Jahr 1998 
abgeschlossen. Ab dem 1. Januar 1999 wurden die neuen Strukturen in 
der Praxis erprobt.145 Grundlage für die tatsächliche Umsetzung war der 
Gemeinderatsbeschluss im Oktober 1998.146 
Die vier folgenden Punkte waren die Auslöser für diese Veränderungen: 
„1) Das Kinder- und Jugendhilfegesetz (in Kraft getreten am 1.1.1991), 
2) Der Achte Jugendbericht der Bundesregierung (6.3.1990) mit der 
Vorgabe [der] Dezentralisierung der Angebote und Leistungen der 
Jugendhilfe, 
3) Die Verwaltungsreform […], 
4) Die Haushaltskonsolidierung mit dem Ziel [der] bestmögliche[n] 
Nutzung der vorhandenen Ressourcen.“147 
Der Prozess wird auch als Organisationsentwicklung (OE) beschrieben. 
Dabei kann OE wie folgt definiert werden: 
„Organisationsentwicklung ist ein vereinbarter, planmäßiger, längerfristiger, 
dynamischer Diagnose-, Problemlösungs-, Erneuerungs- und Lernprozess. 
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Organisationsentwicklung strebt eine qualitative Entwicklung der 
Gesamtorganisation Jugendamt an.“148 
OE ist somit ein fortlaufender Entwicklungsprozess mit dem Ziel der 
stetigen Optimierung der Strukturen und Abläufe. Durch die Umsetzung 
sollten die vier aufgeführten Ziele erreicht werden: 
„1) Bürgernähe und Nutzerinnen- und Nutzerorientierung, 
2) Fachlichkeit und Qualität, 
3) Wirtschaftlichkeit, 
4) Zusammenführung der Fach- und Ressourcenverantwortung.“149 
Das Jugendamt versteht sich als ein „Dienstleistungsamt“150. Da das 
Erstellen der jugendamtsspezifischen Dienstleistungen von einer guten 
Mitarbeit der betroffenen Person abhängt, ist eine Nähe zwischen dem 
Jugendamt als Dienstleister und dem/ der Bürger/in, der die Dienstleistung 
in Anspruch nimmt, wichtig. Dieser Organisationswandel soll dazu dienen 
Strukturen aufzubauen, die dem Jugendamt zu mehr Handlungs- und 
Reaktionsfähigkeit sowie höherer Wirtschaftlichkeit verhelfen. Diese 
Qualitätssteigerung ist erforderlich, um auf die örtlich verschiedenen und 
sich schnell wandelnden Bedürfnisse von Kindern und Jugendlichen 
einzugehen.151 
Um eine Struktur zu erreichen, die sich an den Interessen und 
Bedürfnissen der BürgerInnen orientiert, kam es unter anderem zu einer 
„Dezentralisierung der Angebote und Dienststellen des Jugendamtes“152. 
Dies schloss eine Dezentralisierung der personellen Ressourcen ein, die 
zur Erfüllung solcher Aufgaben benötigt wurden. Das Ziel bestand darin, 
auf den Ebenen der Dienststellen und Bereiche die Fach- und 
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Ressourcenverantwortung zusammenzuführen, damit diese kompetenter 
und handlungsfähiger wären.153  
Während des gesamten Prozesses wurde auf eine Beteiligung der 
MitarbeiterInnen aus verschiedenen Ebenen Wert gelegt. Diese Teilhabe 
wurde durch Fortbildungen, „zentral und dezentral organisierte 
Informationsveranstaltungen“154, Teilnahmen an Besprechungen und 
Informationsschreiben ermöglicht.155 Etwa „500 MitarbeiterInnen in 30 
Projektgruppen [arbeiteten] während des gesamten Organisations-
entwicklungsprozesses an der inhaltlichen Ausgestaltung mit“156. Diese 
intensive Beteiligung führte zu einer breiteren Akzeptanz.157 
Erste Analysen und Befragungen der MitarbeiterInnen nach etwa 
eineinhalb Jahren beurteilten den Prozess insgesamt als gelungen und 
zielführend, wenn auch kleinere Veränderungen noch gewünscht 
wurden.158 Der gesamte Organisationsentwicklungsprozess, also nicht nur 
die Einführung der dezentralen Ressourcenverantwortung, hat erreicht, 
dass 10,5 Stellen eingespart werden konnten.159 
Die damals gewählte Struktur wurde seitdem, entsprechend der 
Bedeutung des Wortes OE, weiterentwickelt. Deshalb wird im Folgenden 
die heutige Struktur des Jugendamtes näher beleuchtet. 
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4.2 Der heutige Aufbau des Jugendamtes 
Die nun folgende Betrachtung zeigt den aktuellen Aufbau des 
Jugendamtes. Der Fokus der Schilderung liegt auf der Dezentralisierung 
innerhalb dieses Amtes. Das Prinzip dieser dezentralen Struktur wird 
anhand der Abteilung „Kindertages- und Schulkindbetreuung“ dargestellt. 
Wie praxistauglich und erfolgreich diese Struktur ist, wird anhand von zwei 
Interviews gezeigt. Diese berücksichtigen zwei unterschiedliche 
Perspektiven innerhalb des Jugendamtes. 
4.2.1 Das gesamte Jugendamt 
Im Jugendamt arbeiten aktuell etwa 4.100 MitarbeiterInnen.160 Das 
Jugendamt ist in sieben Abteilungen unterteilt, die wiederum in Fach-
bereiche oder Dienststellen aufgegliedert werden.161  
Für die Leistungen des Jugendamtes wird die Stadt Stuttgart in zehn 
örtliche Bereiche unterteilt. Die Abbildung drei zeigt diese Bereichs-
einteilung.  
„Diese >>Bereichseinteilung<< ist für alle Abteilungen, Fachdienste und 
Einrichtungen des Jugendamtes für die Planung und Ausrichtung ihrer 
Angebote verbindlich.“162 In jedem Bereich gibt es ein Beratungszentrum 
sowie mehrere Kindertageseinrichtungen. Dabei werden die Kindertages-
einrichtungen fachlich zu einer Abteilung zusammengefasst und die 
Beratungszentren zu zwei Abteilungen.163 
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Abb. 3: Einteilung des Stadtgebiets in zehn Bereiche. 
 
(Quelle: Laufwerk des Jugendamtes der Stadt Stuttgart, Stand 
21.07.2015) 
 
Die durch die OE eingerichteten Bereiche wurden mit Zuständigkeiten und 
Verantwortungen zur Koordination der zur Verfügung stehenden 
Ressourcen ausgestattet. Hiermit waren sie handlungsfähiger. Auf dieser 
Ebene fand somit die „Zusammenführung von Fach- und Ressourcen-
verantwortung“164 statt. Diese Verantwortungen erhalten Leitungen, wie 
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beispielsweise die Bereichsleitungen, heutzutage ebenfalls.165 Die 
gewählte Struktur schafft Transparenz und klare Zuständigkeits-
regelungen. Durch Entscheidungsbefugnisse können die Aufgaben gleich 
vor Ort vollständig und abschließend geregelt werden. Dies führt zu einer 
schnelleren und einfacheren Bearbeitung, da ein Vorgang weniger Schritte 
durchläuft.166 Es folgt nun eine Betrachtung der zentralen Verwaltungs-
abteilung, um ihre Rolle in dem Aufbau des Jugendamtes darzustellen. 
4.2.2 Die Abteilung Verwaltung, Qualität und Qualifizierung mit den 
zwei Dienststellen im Personalbereich 
Die Abteilung Verwaltung, Qualität und Qualifizierung nimmt als zentrale 
Einheit die Querschnittsaufgaben für das gesamte Jugendamt war. Sie 
sieht sich dabei als Dienstleistungserbringer für alle dezentralen 
Einheiten.167 
Zum 5. März 2015 wurde die ehemalige Dienststelle „Personal-
angelegenheiten“ in zwei selbständige Dienststellen aufgeteilt. Diese 
heißen seitdem „Personalverwaltung“ und „Personalmarketing und –ge-
winnung“. Der „Ausbau im Bereich Tageseinrichtung für Kinder sowie dem 
Aufbau der Schulkindbetreuung“168 erhöhten das Aufgabenvolumen des 
Jugendamtes. Dies erforderte eine Differenzierung der beiden 
Dienststellen und eine damit einhergehende Spezialisierung sowie 
Fokussierung auf bestimmte Aufgabengebiete.169 
Im Anschluss wird nun der Blick auf eine ausgewählte Abteilung geworfen, 
um das Prinzip der Dezentralisierung konkret darzustellen. 
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4.3 Dezentrale Strukturen innerhalb des Jugendamtes am 
Beispiel der Abteilung „Kindertages- und Schulkind-
betreuung“ 
Wie bereits erläutert, nimmt die Abteilung „Verwaltung, Qualität und 
Qualifizierung“, mit insbesondere den beiden Dienststellen aus dem 
Personalbereich, zentral Aufgaben für alle dezentralen Einheiten wahr. 
Hierbei handelt es sich um die Aufgaben, welche zentral verbleiben sollen 
und nicht auf dezentrale Einheiten übertragen werden. Zu diesen 
dezentralen Einheiten zählen unter anderem Beratungszentren, Bereichs-
ebenen, Tageseinrichtungen für Kinder sowie andere Dienststellen 
innerhalb des Jugendamtes.170 
Um das Prinzip dieser dezentralen Struktur näher zu erläutern, wird ein 
besonderes Augenmerk auf die Abteilung „Kindertagesbetreuung/ 
Schulkindbetreuung“ gelegt. Der Aufbau dieser Abteilung wird im 
Folgenden näher betrachtet. 
Im Rahmen dieser Betrachtung wurden zwei Interviews durchgeführt. Als 
erstes wurde Frau Thumm, eine Sachbearbeiterin der heutigen 
Dienststelle „Personalverwaltung“ interviewt. Zu ihren Aufgaben gehört 
ebenfalls die stellvertretende Dienststellenleitung dieser Dienststelle. Seit 
November 1979 arbeitet sie beim Jugendamt. Dort fing sie bei der 
wirtschaftlichen Jugendhilfe an und wechselte zu späterer Zeit in die 
Personalstelle.171 
Des Weiteren wurde Frau Stark, Bereichsleitung (BL) des Bereiches zwei, 
befragt. Zu diesem Bereich gehören die Stadtbezirke Mühlhausen, 
Stammheim und Zuffenhausen. Im Jahr 1991 begann sie Ihre Arbeit als 
BL. Zuvor arbeitete sie als Einrichtungsleitung (EL) in einer Tages-
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einrichtung für Kinder. Durch diese Arbeit kennt sie den Alltag einer 
Einrichtung.172 
Beide Interviewpartnerinnen haben den DRV-Prozess und die 
anschließende Organisationsentwicklung im Jugendamt miterlebt und 
können somit die damalige und die heutige Struktur schildern und 
vergleichen.173 
4.3.1 Der dezentrale Aufbau der Abteilung „Kindertagesbetreuung/ 
Schulkindbetreuung“ 
Die Abteilung „Kindertagesbetreuung/ Schulkindbetreuung“ wird in die 
Hierarchieebenen Abteilungs-, Fachbereichs-, Bereichs- und Einrichtungs-
leitung unterteilt. Die jeweils nächsthöhere Ebene hat die „Fach- und 
Dienstaufsicht“174 über die jeweils zugehörigen MitarbeiterInnen.175  
Die Abbildung vier zeigt die aktuelle Struktur der Abteilung 
„Kindertagesbetreuung/ Schulkindbetreuung“. An dieser Darstellung ist der 
komplexe Aufbau mit den verschiedenen Gliederungsebenen zu 
erkennen. 
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Abb. 4: Organigramm Abteilung Kita/ Schulkind 
 
(Quelle: Laufwerk des Jugendamtes der Stadt Stuttgart, Stand 
16.02.2015) 
Es folgt nun eine genaue Untersuchung, wie die vielfältigen Personal-
aufgaben auf die verschiedenen Ebenen verteilt werden. 
4.3.2 Dezentralisierung der Personalaufgaben 
Im Folgenden wird erläutert, welche Personalaufgaben von den einzelnen 
Ebenen übernommen werden. Näher beleuchtet werden nun die Bereiche 
Bewerbungs- und Einstellungsverfahren, Stellenausschreibung, Urlaub, 
eintägige Dienstreisen, Krankheit sowie Zeugnisse und Beurteilungen. 
Besonderes Augenmerk liegt auf der Frage, ob die angesprochene 
Aufgabe zentral oder dezentral erbracht wird. 
Als erstes wird der Bereich Bewerbungs- und Einstellungsverfahren 
untersucht. Grundsätzlich ist der/ die direkte Vorgesetze für diesen 
Aufgabenbereich zuständig. Das ist beispielsweise für die MitarbeiterInnen 
einer Einrichtung die EL sowie für eine EL die BL. So können diese 
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„fachlich […] entscheiden, wen sie einstellen möchten“176. Hat sich eine 
EL nach den Gesprächen für eine/n Bewerber/in entschieden und möchte 
diese Person einstellen, so stellt sie einen Einstellungsantrag. Dieser 
Antrag geht über die BL, die in der Regel mitunterschreibt, an die 
Personaldienststellen. Nur sehr selten stimmt die BL dem Einstellungs-
antrag nicht zu. Wie zu sehen ist, wird vor Ort in den Einrichtungen 
entschieden, wer eingestellt werden soll. Eine Mitzeichnung der Bereichs-
ebene ist allerdings erforderlich. Die abschließende Verantwortung trägt 
somit die BL. Der Antrag wird zentral geprüft, es werden Untersuchungen 
und andere zur Einstellung erforderlichen Unterlagen angefordert und 
abschließend wird der Arbeitsvertag erstellt.177 Die Selbständigkeit der BL 
hat allerdings bei gewissen arbeitsrechtlichen Themen ihre Grenzen, „weil 
der arbeitsrechtliche Anspruch einfach höher zu bewerten ist als die 
fachliche Auswahl“178. Bevor eine Stelle ausgeschrieben werden kann, 
wird von der Personaldienststelle geprüft, ob Personen innerhalb des 
Jugendamtes oder der Stadtverwaltung umgesetzt werden müssen oder 
ob beispielsweise Personen aus der Elternzeit zurückkommen. Erst wenn 
dies nicht der Fall ist, kann das Bewerbungsverfahren beginnen.179 
Im Rahmen der Initiative „Komm zu uns“ des Jugendamtes, durch die 
pädagogische Fachkräfte für städtische Einrichtungen gesucht werden, 
werden Auswahlgespräche in Gruppen, also mit mehreren Bewerber-
Innen, gleichzeitig durchgeführt. Durch diese Gespräche wird geprüft, ob 
der/ die Bewerber/in grundsätzlich die fachlichen und persönlichen 
Anforderungen des Jugendamtes erfüllt. Erst anschließend werden dem/r 
Bewerber/in, je nach individuellem Wunsch und vakanten Stellen, 
Einrichtungen genannt, wo sich diese/r anschließend vorstellen kann. Eine 
Einrichtung wählt somit aus diesen geeigneten BewerberInnen die 
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passende Person aus. Die Dezentralisierung, in Bezug auf die Personal-
auswahl, erhält somit eine kleine Einschränkung.180 
Als zweites wird nun das Arbeitsfeld „Stellenausschreibungen“ erläutert. 
Stellenausschreibungen werden heutzutage von der/m direkten Vor-
gesetzen in der Form erstellt, dass die Dienststelle „Personalmarketing 
und -gewinnung“ sie direkt übernehmen kann. Sie werden somit an dem 
Ort verfasst, an welchem eine genaue Kenntnis darüber besteht, welche 
Qualifikationen und Eigenschaften für diese Stelle benötigt werden. Die 
zentrale Dienststelle übernimmt und korrigiert diese gegebenenfalls.181 
Der dritte Bereich beschäftigt sich mit dem Themengebiet Urlaub. In den 
beiden Personaldienststellen werden die „Berechnung der Urlaubstage 
und alles, was Sonderurlaub, unbezahlten Urlaub und Elternzeit 
anbelangt“182, bearbeitet. An die Dienststellen, Beratungszentren und die 
Einrichtungen wird das Verwalten der Urlaubsverzeichnisse weiter-
gegeben. Die Urlaubstage werden vor Ort von der/m Vorgesetzten 
genehmigt. Ebenso kann die BL über „eintägige […] Dienstreisen“183 
abschließend entscheiden.184 Diese Regelungen erscheinen aus zwei 
Gründen sinnvoll. Zum einen würde eine zentrale Bearbeitung des 
Urlaubs allein für die 186 Tageseinrichtungen ein zu großes 
Arbeitspensum bedeuten.185 Zum anderen muss der Urlaub ohnehin auf 
die Kollegen/ Kolleginnen und die Gegebenheiten vor Ort abgestimmt 
sein. Vor dieser Regelung erklärte der/ die Vorgesetzte nur sein 
Einverständnis. Heute wird der Urlaub abschließend vor Ort gewährt. Der 
Mehraufwand ist folglich sehr gering.186 
Als nächstes wird die Bearbeitung der Krankheitstage untersucht. 
Krankheitstage werden nach wie vor zu einer besseren Übersicht bei der 
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Dienststelle „Personalverwaltung“ vermerkt. Monatlich werden dem Haupt- 
und Personalamt die Fehlzeiten aller MitarbeiterInnen des Jugendamtes 
mitgeteilt.187 Da nur eine zentrale Einheit diese Übersicht gewährleisten 
kann, ist eine Dezentralisierung hier nicht sinnvoll. Jedoch wird die 
Aufgabe „Krankmeldungen an die Bezügeabrechnung zu melden“188 den 
jeweiligen Leitungen übertragen. 189 
Es folgt nun der fünfte Aufgabenbereich, der sich mit Beurteilungen und 
Zeugnisse befasst. Diese werden mit Hilfe von einem „PC-unterstützte[n] 
Verfahren“190 nach dem „Baukastensystem“191 von den EL erstellt. Da den 
EL zum Erstellen dieser Formalien Kenntnisse fehlen, werden 
entsprechend dem Notensystem für einzelne Fähigkeiten und Fertigkeiten, 
Formulierungen bereitgestellt. Diese müssen von den EL lediglich 
übernommen und zusammengefügt werden. Die Zeugnisse und 
Beurteilungen gehen über das Bereichsleitungsbüro an die zentrale 
Personaldienststelle. Von der BL werden die Entwürfe in der Regel noch 
einmal überarbeitet, bevor sie unterschrieben werden. Die Dienststelle 
„Personalverwaltung“ behält den Überblick, wann Beurteilungen oder 
Zeugnisse anzufertigen sind.192  
Nun stellt sich die Frage, wie bewerkstelligt wird, dass grundlegende 
Standards und Richtlinien bei der Ausführung dieser Aufgaben ein-
gehalten werden. Wie Frau Thumm berichtet, wurden sogenannte Leit-
fäden als Hilfsmittel für die einzelnen Aufgabenbereiche erstellt, welche im 
Laufe der Zeit angepasst wurden. Gegenwärtig wird beispielsweise der 
Leitfaden zum Thema Urlaub aktualisiert.193 In diesen Leitfäden legt die 
zentrale Verwaltungsabteilung Vorgaben und Regelungen fest, mit 
welchen die Fachbereiche selbständig arbeiten können. Hierdurch werden 
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die Fachbereiche von der Zentrale, die ein großes Fachwissen vorweisen 
kann, begleitet und wenn nötig unterstützt.194 
Wie einer Aufgabenbeschreibung für eine EL zu entnehmen ist, trägt diese 
die „Gesamtverantwortung für die Umsetzung der Stuttgarter Qualitäts-
standards“195. Neben der Fach- und Dienstaufsicht trägt sie die 
„Verantwortung für die Personalfürsorge und Personalentwicklung“196. 
Hierzu gehören unter anderem die bereits angesprochen Aufgaben, wie 
beispielsweise das Erstellen von Beurteilungen und Zeugnissen.197 Für 
Frau Stark muss eine Aufgabenübertragung mit einer Verantwortungs-
übertragung einhergehen, damit die Einrichtungen selbständig und 
produktiv arbeiten können. Der Kontakt zwischen den EL und den 
zentralen Personaldienststellen läuft allerdings, wie bereits beschrieben, 
über die BL, welche die abschließende Verantwortung trägt. Als über-
geordnete Ebene kann sie notfalls eingreifen.198 Es kann somit gesagt 
werden, dass den BL die genannten Aufgaben im Sinne der dezentralen 
Ressourcenverantwortung übertragen wurden. Auf die EL werden die 
Aufgaben im Sinne der Dezentralisierung delegiert, denn eine Mit-
zeichnung und somit Verantwortungsübernahme der BL, ist als Zwischen-
schritt erforderlich. 
Das nächste Unterthema wird zeigen, wie erfolgreich dieses Modell in der 
Praxis ist. Um diese Frage ganzheitlich zu untersuchen, wird sowohl die 
Sichtweise der Zentrale als auch die der BL in Betracht gezogen. 
4.4 Praxistauglichkeit und Erfolg dieses Modells 
Sowohl die zentralen Personaldienststellen als auch die BL sehen eine 
gute Kooperation als zwingend notwendig an. Frau Thumm beschreibt die 
Abhängigkeit voneinander wie folgt: „Die können nicht ohne uns und wir 
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können nicht ohne die“199. Bei diesen komplexen Prozessen können 
verschiedene Problematiken entstehen, deshalb ist eine kooperative 
Vorgehensweise unabdingbar. Auf eine Zusammenarbeit kann aufgrund 
der Größe des Jugendamtes nicht verzichtet werden. Vielmehr werden 
Anpassungen und zeitgemäße Weiterentwicklungen erforderlich. Ein 
bedeutsamer Parameter ist die verstärkte Mediennutzung im Alltag, die 
unter anderem zu einer Optimierung der Prozesse führt.200 
Beide Interviewpartnerinnen beschreiben das heutige Modell als ein 
„erfolgreiches Modell“201. Ein prägnanter Vorteil ist die größere Handlungs-
fähigkeit der dezentralen Einheiten, besonders was die Personalauswahl 
betrifft. Abschließend kann somit über diese Struktur gesagt werden: „Das 
hat sich bewährt und das sollte auch so bleiben.“202 
Zusammenfassend wird deutlich, dass das Jugendamt die Personal-
aufgaben auf verschiedene Ebenen dezentralisiert. Teilweise geht diese 
Dezentralisierung mit einer Verantwortungsübertragung einher. So werden 
beispielsweise den BL im Sinne der dezentralen Ressourcen-
verantwortung die Aufgaben und die nötigen Entscheidungsbefugnisse 
übertragen. Wie aus den beiden Interviews hervorgeht, wird diese Struktur 
in der Praxis als sinnvoll eingestuft. Eine, von Herrn Dr. Holzwart in 
ähnlichem Zusammenhang geäußerte Aussage, lässt sich auch hier gut 
anwenden. Immer die Einheit, welche die Aufgabe am effektivsten und 
effizientesten erfüllen kann, führt sie aus. So trifft die EL Entscheidungen 
bezüglich ihrer Kita, wohingegen andere Aufgaben zentral übernommen 
werden müssen, damit der Überblick gewahrt bleibt.203 
Um die Thematik der Dezentralisierung in der Personalverwaltung 
abzurunden, folgt nun ein Städtevergleich. Dieser soll zeigen, wie 
unterschiedlich andere große Städte mit der Materie „Dezentralisierung“ 
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oder „dezentrale Ressourcenverantwortung“ umgegangen sind und 
gegenwärtig umgehen. 
5 Vergleich mit anderen Städten 
Im Rahmen dieser Bachelorarbeit wurde ein Städtevergleich mit den acht 
weiteren kreisfreien Städten in Baden-Württemberg durchgeführt.204 
Mithilfe eines Fragebogens wurde der Umsetzungsstand der dezentralen 
Ressourcenverantwortung erfragt. Des Weiteren wurde auf die Motive der 
Umsetzung, beziehungsweise auf die Gründe, warum keine Einführung 
der dezentralen Ressourcenverantwortung erfolgte, eingegangen. Sieben 
der acht angefragten Städte gaben eine Rückmeldung. Diese werden in 
der folgenden Betrachtung ausgewertet. Es ist darauf hinzuweisen, dass 
die Ergebnisse nicht als repräsentativ gelten, sondern lediglich die 
Strukturen der jeweiligen Stadtverwaltung abbilden sollen. 
Die Frage nach dem Umsetzungsstand der dezentralen Ressourcen-
verantwortung wird sehr unterschiedlich beantwortet. Stadtweit eingeführt 
wurde die dezentrale Ressourcenverantwortung in den Städten Ulm, 
Karlsruhe und Heidelberg. Nicht eingeführt wurde sie in den Städten 
Heilbronn, Pforzheim und Freiburg. Zu einer teilweisen Einführung kam es 
in Baden-Baden. Diese drei verschiedenen Ist-Zustände werden nun 
nacheinander untersucht. Begonnen wird mit der stadtweiten Einführung.  
5.1 Stadtweite Einführung der dezentralen Ressourcen-
verantwortung 
Zunächst werden die Umsetzungen der Städte Ulm, Karlsruhe und 
Heidelberg erläutert.  
Die Stadtverwaltung Ulm führte im Jahr 1998 eine neue Verwaltungs-
struktur ein. Es erfolgte eine Gliederung der Verwaltung in Fachbereiche. 
Im Zuge dessen wurde die dezentrale Ressourcenverantwortung 
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eingeführt. Die Einführung erfolgte gleich stadtweit und ohne größere 
Probleme. 
Die Einführung der dezentralen Ressourcenverantwortung erfolgte bei der 
Stadt Karlsruhe in zwei Stufen. Zunächst wurde 1995 mit dem Pilot-
versuch „Dezentrale Personal- und Organisationsarbeit“ begonnen, der 
sukzessive ausgeweitet wurde. Im Jahr 2001 wurde eine flächendeckende 
Dezentralisierung der Personal- und Organisationsverantwortung 
durchgeführt. Auftretende Schwierigkeiten wurden im Laufe der Zeit 
behoben. 
Ähnlich wie die Stadt Karlsruhe, hat auch die Stadt Heidelberg mit 
Pilotversuchen in einigen Ämtern bereits in den 90ern begonnen. Die 
flächendeckende Einführung fand schließlich im Jahr 1999 statt. Auch hier 
wurde bei Bedarf nachgesteuert. Dies bedeutet, dass entweder Aufgaben 
und Verantwortungen wieder von der Zentrale übernommen wurden oder 
dass die dezentralen Einheiten mehr Verantwortungen erhielten. Auch 
heute gibt es Leistungen, sogenannte Pflichtserviceleistungen, die vom 
Querschnittsamt übernommen werden müssen. Andere Leistungen 
können wahlweise vom Fachamt selbst erbracht oder bei der 
Querschnittsverwaltung nachgefragt werden. Die klassische Personal-
sachbearbeitung, welche die Einstellung, das Erstellen des 
Arbeitsvertrages und die anschließende Betreuung des/r Mitarbeiters/in 
betrifft, wird zentral vom Personal- und Organisationsamt übernommen. 
Teilweise wurde die Personalgewinnung auf die Fachämter übertragen. 
Bis zu einer gewissen Entgeltgruppe können die Fachämter unter 
Wahrung grundlegender Standards die Personalauswahl selbständig 
durchführen. Die anschließende Einstellung erfolgt, wie bereits 
beschrieben, zentral. Das Kinder- und Jugendamt in Karlsruhe ist 
selbständig für die Personalgewinnung im KITA-Bereich zuständig. Wenn 
es allerdings um Personen geht, die auch in anderen Ämtern eingesetzt 
werden könnten, wie das beispielsweise bei Sozialpädagogen/ 
Sozialpädagoginnen der Fall ist, dann ist zentral das Personal- und 
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Organisationsamt zuständig. Das Kinder- und Jugendamt ist allerdings an 
der Auswahl beteiligt.  
Ein einheitlich genannter Beweggrund der Einführung ist die Erhöhung der 
Wirtschaftlichkeit. Durch eine größere Eigenständigkeit der Fachämter 
beziehungsweise der Fachbereiche und einer besseren Kosten-
transparenz, werden diese motiviert, wirtschaftlicher zu handeln. Keine 
vollständige Übereinstimmung herrschte allerdings bei der Frage, ab 
welcher Ämtergröße eine dezentrale Ressourcenverantwortung sinnvoll 
wäre. Während die Stadt Ulm schon bei einer Größe von 50 Mitarbeiter-
Innen völlig zustimmt, ist die Stadt Karlsruhe erst bei einem Amt von 150 
MitarbeiterInnen vollständig einverstanden. Die Mindestgröße von 300 
MitarbeiterInnen scheint jedoch nicht erforderlich zu sein. 
Wie die Rückmeldungen der Fragebögen erkennen lassen, sind die 
Stadtverwaltungen mit ihren individuellen Lösungen sehr zufrieden. Die 
Wege zu einer stadtweiten Einführung sowie die gegenwärtige Struktur 
können variieren. Doch es ist zu erkennen, dass die Ämter und Fach-
bereiche, bei einer stadtweiten Einführung der dezentralen Ressourcen-
verantwortung keine vollständige Übertragung der Aufgaben und Verant-
wortungen erhalten. Die zentralen Querschnittsämter bleiben somit von 
Bedeutung. Für die Frage, welche Aufgaben zentral verbleiben und 
welche dezentralisiert werden, gibt es allerdings keine universelle Lösung. 
Jede dieser Stadtverwaltungen ist ihren eigenen Weg gegangen. 
Es folgt nun die Betrachtung der Stadtverwaltung Baden-Baden, die sich 
für eine teilweise Einführung der dezentralen Ressourcenverantwortung 
entschied. 
5.2 Teilweise Einführung der dezentralen Ressourcen-
verantwortung 
Zu einer partiellen Einführung der dezentralen Ressourcenverantwortung 
kam es, bei den befragten Städten, lediglich in der Stadtverwaltung 
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Baden-Baden. In 16 Dienststellen sowie sämtlichen Schulen erfolgte die 
Einführung. Zu diesen Dienststellen gehören unter anderem die Fach-
gebiete Informations- und Kommunikationstechnik, Baubetriebshof und 
öffentliche Ordnung, der Fachbereich Bildung und Soziales sowie die 
Stadtbibliothek und die Feuerwehr. Ein separates Jugendamt gibt es bei 
der Stadtverwaltung Baden-Baden nicht. Der Fachbereich Bildung und 
Soziales untergliedert sich in weitere Fachgebiete. Zu diesen gehören 
unter anderem die Fachgebiete Kindergärten und Jugendförderung sowie 
Schule und Sport.205 
Wie bei der stadtweiten Einführung gelten auch hier ähnliche Motive zur 
Einführung der dezentralen Ressourcenverantwortung, nämlich eine 
höhere Wirtschaftlichkeit und Flexibilität der dezentralen Einheiten. Die 
Größe der Dienststellen war hierfür weniger ausschlaggebend. Ebenso 
war es auch nicht das Vorbild einer anderen Verwaltung, das zu einer 
Umsetzung animierte.  
Da es bisher bei einer teilweisen Einführung der dezentralen Ressourcen-
verantwortung blieb, interessieren die Beweggründe für diese 
Entscheidung. Als Grund wird die mangelnde zeitliche Reserve genannt. 
Die Umstellung auf das Neue Kommunale Haushalts- und 
Rechnungswesen (NKHR) sowie die Umstellung von der 
Anwendungssoftware SAP auf das Konkurrenzprodukt INFOMA hatten 
Priorität. Allerdings wird die dezentrale Ressourcenverantwortung als 
wirtschaftlich sinnvoll angesehen. Langfristig wird deshalb eine Einführung 
angestrebt. Das Thema „dezentrale Ressourcenverantwortung“ ist folglich 
noch nicht abgeschlossen.  
Ein Vergleich zwischen den Städten Baden-Baden und Stuttgart ist folglich 
schwierig, da in Stuttgart das Projekt „dezentrale Ressourcen-
verantwortung“ mit der Lösung der DRV-Ämter bereits als abgeschlossen 
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gilt. Beide Stadtverwaltungen sehen die dezentrale Ressourcen-
verantwortung jedoch als sinnvoll an, auch wenn sie unterschiedliche 
Lösungsstrategien entwickeln und verschiedene Wege gehen. 
5.3 Keine Einführung der dezentralen Ressourcen-
verantwortung 
Bei drei der befragten Städte wurde die dezentrale Ressourcen-
verantwortung nicht umgesetzt. 
Wie die Stadtverwaltung Heilbronn mitteilt, wurde die dezentrale 
Ressourcenverantwortung im Sinne des Neuen Steuerungsmodells dort 
nicht umgesetzt. Doch die dezentrale Ressourcenverantwortung ist dort 
seit 20 Jahren ein Thema und auch momentan sehr aktuell. Gewisse Teile 
der Personalsachbearbeitung werden dennoch von den Fachämtern 
übernommen. Historisch bedingt war die Sachbearbeitung sogenannter 
„Arbeiterstellen“ schon bei den Fachämtern angelegt. Seit dem Jahr 1995 
wurde dem Amt für Familie, Jugend und Senioren stufenweise die 
Personalsachbearbeitung für erzieherisches sowie (sozial-)pädagogisches 
Personal übertragen. Hingegen werden Beamte und TVöD-Beschäftigte 
weiterhin zentral vom Personal- und Organisationsamt betreut. Pilot-
projekte zur Budgetierung, die in den Jahren 2003 bis 2009 stattfanden, 
wurden vorzeitig beendet.  
Auch in der Stadt Freiburg wurde eine dezentrale Ressourcen-
verantwortung nicht eingeführt. In den Fachämtern gibt es Verwaltungs-
abteilungen mit PersonalsachbearbeiterInnen, die beispielsweise die 
Themen Urlaubsanträge und Krankheit bearbeiten. Es werden somit 
Aufgaben in die Fachbereiche delegiert, die abschließende Verantwortung 
und Sachbearbeitung bleibt allerdings in der Zentrale. Eine Ausnahme 
besteht in den Bereichen Reinigung, Schulkindbetreuung sowie bei den 
ErzieherInnen. Diese werden von den PersonalsachbearbeiterInnen in 
den jeweiligen Fachämtern betreut. So übernimmt beispielsweise das Amt 
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für Kinder, Jugend und Familie den Bereich ErzieherInnen. Dieser Bereich 
ist voll budgetiert. Das heißt, das Amt für Kinder, Jugend und Familie kann 
selber einstellen und Stellen bewirtschaften. Die Personalsachbearbeitung 
für diese Berufsgruppe erfolgt vor Ort im Amt. 
Ebenso wurde bei der Stadt Pforzheim die dezentrale Ressourcen-
verantwortung bisher nicht eingeführt. Auch langfristig ist eine Einführung 
dort nicht geplant. Als Begründung wird eine „unwirtschaftliche 
Atomisierung von Fachkompetenz“ genannt. Des Weiteren seien die 
Ämter für eine wirtschaftlich sinnvolle Einführung zu klein und die 
Umsetzung wäre zu kostspielig und zeitaufwändig. Der Aussage, dass 
eine dezentrale Ressourcenverantwortung nicht nötig sei, da die zentrale 
Aufbau- und Ablauforganisation gut funktioniere, wird überwiegend 
zugestimmt. Das Beispiel der Stadt Pforzheim zeigt eine abgeschlossene 
Auseinandersetzung mit der Thematik dezentrale Ressourcen-
verantwortung, welche mit einer begründeten Entscheidung gegen eine 
Einführung beendet wurde. 
In diesem Teil wurden drei mögliche Optionen der Einführung von 
dezentraler Ressourcenverantwortung dargestellt. Es folgt nun eine 
Betrachtung der Frage, ob auch innerhalb der Jugendämter Aufgaben und 
Verantwortungen nach unten delegiert werden. 
5.4 Dezentralisierung innerhalb der Jugendämter 
Ein weiterer Teil der Umfrage, war die konkrete Nachfrage nach der 
Struktur innerhalb des Jugendamtes. Sowohl die Stadt Heidelberg als 
auch die Stadt Baden-Baden haben Aufgaben und Verantwortungen auf 
mehrere Ebenen delegiert. Bei der Stadt Heidelberg betrifft dies das 
Kinder- und Jugendamt und bei der Stadt Baden-Baden den Fachbereich 
Bildung und Soziales. In Ulm wird derzeit der gesamte Sozialbereich neu 
strukturiert. Eine Sozialraumorientierung wird bis zum 1. Januar 2016 
eingeführt. 
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An diesen drei Rückmeldungen kann man erkennen, dass teilweise die 
dezentrale Ressourcenverantwortung auch innerhalb eines Amtes oder 
Fachbereiches fortgesetzt wird, wenn die Strukturen und Aufgaben dies 
möglich machen oder sogar erfordern. Wie bereits deutlich wurde, ist 
durch die Größe des Jugendamtes der Stadt Stuttgart eine dezentrale 
Ressourcenverantwortung, auch innerhalb des Amtes, erforderlich.  
Es folgt nun eine Zusammenfassung der Auswertungsergebnisse. 
5.5 Resümee 
Aus dem Städtevergleich lassen sich einige wichtige Punkte in Bezug auf 
die Thematik der dezentralen Ressourcenverantwortung ableiten. 
Grundlegend wird deutlich, dass sich alle Stadtverwaltungen bereits mit 
dem Thema dezentrale Ressourcenverantwortung auseinander gesetzt 
haben oder sich momentan damit befassen. Dies verdeutlicht die 
Aktualität und Wichtigkeit dieses Sachverhalts. 
Als nächstes fällt auf, dass jede Stadtverwaltung individuelle 
Entscheidungen getroffen hat, abhängig von der Struktur, den örtlichen 
Gegebenheiten und anderen parallel laufenden Projekten. Alle Städte 
entschieden sich für ihren individuellen Weg im Umgang mit der Thematik 
und verzichteten auf eine Kopie einer anderen Stadt. 
Auch die Einführungsphase erfolgte in zwei verschiedene Varianten. Der 
eine größere Teil der Verwaltungen testete die dezentrale Ressourcen-
verantwortung zuerst bei ausgewählten Pilotämtern, bevor weitere Schritte 
folgten. Hingegen führte eine Stadtverwaltung ohne größere Schwierig-
keiten gleich stadtweit ein. 
Auf die Frage nach dem Umsetzungsstand der dezentralen Ressourcen-
verantwortung kam es zu drei unterschiedlichen Antwortkategorien. 
Manche der befragten Stadtverwaltungen führten die dezentrale 
Ressourcenverantwortung stadtweit ein, andere nur teilweise und manche 
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beließen es bei einem zentralen Aufbau. Während in manchen Städten die 
dezentrale Ressourcenverantwortung noch nicht eingeführt wurde, 
streben vereinzelte Städte diese auch in der Zukunft nicht an. Jede der 
Stadtverwaltungen hat jedoch das Ziel, wirtschaftlich zu arbeiten und 
entschied sich darauf abgestimmt für eine Struktur, die für die eigene 
Stadtverwaltung die geeignetste ist.  
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass keine der befragten 
Stadtverwaltungen sowohl im Ablauf als auch im Ergebnis mit der Lösung 
der Stadt Stuttgart übereinstimmt. Jedoch gibt es gewisse Ähnlichkeiten, 
wie beispielsweise die zweistufige Einführung mit Testläufen bei 
sogenannten Pilotämtern.  
Dieser Städtevergleich schließt die Betrachtung der umfassenden 
Thematik der Dezentralisierung, größtenteils im Sinne der dezentralen 
Ressourcenverantwortung, ab. Es wurde deutlich, wie vielfältig und 
individuell mit dieser Thematik in Baden-Württemberg umgegangen wird 
und dass sie sich größtenteils als gewinnend für diese Verwaltungen 
erwiesen hat.  
Abschließend wird ein Fazit über die thematisierten Inhalte gezogen. 
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6 Fazit  
Wann und inwieweit ist eine Dezentralisierung der Personalarbeit in der 
öffentlichen Verwaltung sinnvoll? Diese Leitfrage wurde in der Einleitung 
aufgeworfen und im Verlauf der Arbeit, unter theoretischen und 
praktischen Gesichtspunkten, erörtert. 
Zu Beginn dieser Arbeit wurde deutlich, mit welchen Einflüssen und 
Veränderungen die Verwaltung heutzutage konfrontiert wird. Um die 
Verwaltungen hierfür auszurüsten, wurden zunächst internationale und 
später auch nationale Verwaltungsmodelle entwickelt. Diese wurden auch 
in vielen deutschen Kommunalverwaltungen umgesetzt. Ein wichtiges 
Instrument des Neuen Steuerungsmodells, und in der Weiterentwicklung 
des Kommunalen Steuerungsmodells, ist die Dezentralisierung. Diese 
Aufgabenübertragung auf dezentralisierte Einheiten geht oft mit 
Verantwortungsübertragung einher. In diesem Fall wird, wie 
beispielsweise bei der Stadt Stuttgart, von einer dezentralen Ressourcen-
verantwortung gesprochen. Bei den Fachämtern werden die Fach- und die 
Ressourcenverantwortung zusammengeführt. Neben den fachlichen 
Entscheidungen trifft das Fachamt nun selbständig auch Entscheidungen 
zum Ressourceneinsatz. Die wichtigste Ressource ist das Personal. Im 
Hinblick auf den demographischen Wandel, den Fachkräftemangel und 
andere Veränderungen steigt die Bedeutung eines gut qualifizierten 
Personals.  
Da sich die angesprochenen Einflussfaktoren, wie unter anderem der 
Wertewandel sowie der Fachkräftemangel, fortsetzen und sogar 
verstärken werden, ist davon auszugehen, dass sich auch die 
Verwaltungen weiterentwickeln und anpassen müssen. Die Entwicklung 
vom NSM zum KSM zeigt, dass sich die KGSt diesem Anpassungsdruck 
bewusst ist und darauf reagiert.  
Als Zwischenfazit kann gesagt werden, dass strukturelle Veränderungen 
in der Verwaltung erforderlich waren und es immer noch sind, um den 
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Herausforderungen und Umwelteinflüssen gewachsen zu bleiben. Die 
Dezentralisierung, vorrangig im Sinne der dezentralen Ressourcen-
verantwortung, ist ein guter Ansatz auf dem Weg zur Modernisierung. 
Als nächster großer Teil dieser Arbeit wurde das Beispiel der Stadt 
Stuttgart betrachtet. Der umfassende Einführungsprozess der dezentralen 
Ressourcenverantwortung wurde mit einer individuellen Lösung 
abgeschlossen. Große DRV-Ämter, zu denen das Jugendamt gehört, 
erhielten eigenbetriebsähnliche Verantwortungsübertragungen. Für diese 
DRV-Ämter übernimmt das Haupt- und Personalamt nur den sogenannten 
Basisservice. Alle anderen Ämter werden vollständig vom Haupt- und 
Personalamt betreut.  
Ein Vergleich mit den weiteren kreisfreien Städten in Stuttgart zeigt den 
unterschiedlichen Umgang mit der Thematik der dezentralen Ressourcen-
verantwortung auf. Entweder wurde die dezentrale Ressourcen-
verantwortung stadtweit, teilweise oder gar nicht umgesetzt. Bei der stadt-
weiten Umsetzung der dezentralen Ressourcenverantwortung wurde dies 
nur mit begrenzter Aufgabenübertragung auf die Fachämter vollzogen.  
Aus der Betrachtung der Stadt Stuttgart sowie dem Vergleich mit den 
anderen Städten können vier Schlussfolgerungen gezogen werden. 
Erstens hat sich jede der befragten Städte mit der Thematik befasst, 
wobei sich keine Stadtverwaltung für eine stadtweite Einführung, mit 
vollständiger Aufgaben- und Verantwortungsübertragung, entschieden hat. 
Diese Variante erschien für diese Stadtverwaltungen nicht als sinnvoll. 
Zweitens wählte jede Stadt den Lösungsweg, der sich für die individuellen 
Verwaltungsstrukturen als der geeignetste erwies. Eine einheitlich, beste 
Lösungsstrategie kann somit nicht festgehalten werden. Drittens sehen die 
meisten der befragten Verwaltungen eine Dezentralisierung, mit eventuell 
verbundener Aufgabenübertragung, als erstrebenswert an. Wirtschaftlich-
keit durch Kostentransparenz sowie Motivationssteigerung werden als 
Gründe genannt. Bei dem vierten Punkt möchte ich auf das Anfangszitat 
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von Herrn Dr. Holzwart zurückkommen: „Ab einer bestimmten Größe geht 
es nicht ohne Dezentralisierung“206. Ab einer gewissen Größe des Amtes 
kann eine gute Personalsachbearbeitung nicht mehr gewährleistet 
werden, weshalb eine Dezentralisierung dringend erforderlich sein kann. 
Insbesondere in der Personalverwaltung erweist sie sich, aufgrund der 
Nähe zu den MitarbeiterInnen, als vorteilhaft. Eine Dezentralisierung der 
Personalarbeit ist für die Stadt Stuttgart in ihrem Modell mit den DRV-
Ämtern somit sinnvoll.  
Dieser stadtweiten Verwaltungsreform schloss sich eine Neustrukturierung 
des Jugendamtes an. Mit dem Hauptziel der Bürgerorientierung wurde 
dieses Dienstleistungsamt dezentral aufgebaut, um die Leistungen 
bürgernah anzubieten. Eine zentrale Verwaltungsabteilung, mit zwei 
Dienststellen im Personalbereich, betreut und unterstützt die dezentralen 
Einheiten. Wie das Beispiel der Abteilung „Kindertages- und Schulkind-
betreuung“ aufzeigt, werden Personalaufgaben auf verschiedene Ebenen 
nach unten delegiert. Entweder werden die Aufgaben im Sinne der 
Dezentralisierung oder der dezentralen Ressourcenverantwortung 
übertragen. Die zwei geführten Interviews heben hervor, wie vorteilhaft 
und unerlässlich dieses dezentralisierte Modell ist. 
Es kann also festgehalten werden, dass die Größe des Jugendamtes der 
Stadt Stuttgart diese Dezentralisierung innerhalb des Amtes erfordert. Die 
Personalsachbearbeitung von einem solch großen Amt kann nicht 
ausschließlich zentral erfolgen. Zudem ist es sinnvoll, Aufgaben, die 
beispielsweise besser von einer EL übernommen werden können, zu 
dezentralisieren. An dem Aufbau des Jugendamtes wird auch deutlich, 
dass gewisse Aufgaben zentral verbleiben müssen. So werden teilweise 
Aufgaben nur im Sinne einer Dezentralisierung nach unten delegiert. Die 
nächsthöhere Ebene behält jedoch die Verantwortung. Diese Lösung 
erweist sich als sinnvoll, wenn nur die übergeordnete Instanz die nötige 
Gesamtübersicht gewährleisten kann oder sie eventuell allgemein gültige 
                                            
206
 Interview mit Herrn Dr. Holzwart, S. 15. 
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Standards festlegen muss. Der Städtevergleich zeigt hier, dass auch 
andere Städte innerhalb des Jugendamtes Aufgaben an untere Ebenen 
übertragen. 
Diese Bachelorarbeit hat mir bewusst gemacht, wie viel Zeit, Geld und 
Mühe hinter der heutigen Aufbaustruktur der Stadt Stuttgart und des 
Jugendamtes steckt. Durch die Bachelorarbeit und mein Praktikum war es 
mir zudem möglich, einen praxisnahen Einblick in den Sachverhalt zu 
erhalten und somit das Thema nicht nur theoretisch zu erörtern, sondern 
auch in der Praxis zu erleben. 
Wann und inwieweit ist nun also eine Dezentralisierung der Personal-
arbeit in der öffentlichen Verwaltung sinnvoll? Grundsätzlich ist sie sinnvoll 
und auch ab einer gewissen Größe erforderlich. Wie diese dezentralisierte 
Struktur genau auszusehen hat, kann nicht einheitlich festgelegt werden. 
Vielmehr muss jede Kommunalverwaltung, basierend auf den örtlichen 
Gegebenheiten, eine individuelle Lösung finden. Für die Stadt Stuttgart ist 
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